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Georg Brunner

Die ungarische Revolution — 25 Jahre danach

I. Die ungarische 1 Revolution von 1956 )
1, Skizze der Ereignisse

Am frühen Nachmittag des 23. Oktober 1956 
versammelten sich die Studenten von Buda-
pest, um mit einem Demonstrationszug den 
Forderungen Ausdruck zu verleihen, die aus 
dem allgemeinen politischen Gärungsprozeß 
der letzten Monate allmählich erwachsen wa-
ren. Die halbherzigen Maßnahmen der Entsta- 
linisierung, denen am 17. Juli auf einen Wink 
aus Moskau der stalinistische Diktator M. R- 
kosi zum Opfer gefallen war, vermochten den 
Wunsch der Bevölkerung nach substantiellen 
Veränderungen nicht zu befriedigen. Daß et-
was geschehen mußte, das spürte jedermann; 
doch wie und was geschehen würde, das wußte 
niemand. Die allgemeine Unruhe nahm stän-
dig zu, und die Unsicherheit der politischen 
Führung wurde immer offenkundiger. Es ent-
stand etwas, was man gemeinhin eine „revolu-
tionäre Situation“ zu nennen pflegt.
Trotzdem hätte sich aus dem friedlichen De-
monstrationszug, dem sich Passanten und aus 
den Vororten herbeigeeilte Arbeiter anschlos-
sen und der in wenigen Stunden zu einer Mas- 
senansammlüng von 200 000—300 000 Men-
schen anschwoll, kein bewaffneter Volksauf-
stand entwickeln müssen, wenn die verhaßte 
Geheimpolizei AVH am Abend vor dem Rund- 
lunkgebäude nicht in die unbewaffnete Menge 
geschossen hätte, die dort eine Verlesung der 

 

studentischen Forderungen im Rundfunk 
durchsetzen wollte. Nun besorgten sich Leute 
aus der aufgebrachten Menge Waffen, und es 
entbrannte ein regelrechtes Gefecht mit den 
Geheimpolizisten. Das Gefecht weitete sich 
zum Volksaufstand aus, als im Morgengrauen 
des 24. Oktober wild um sich schießende so-
wjetische Panzerkolonnen in Budapest ein-
rückten. Die sowjetische Intervention wurde 
in der Nacht von der bedrängten ungarischen 
Partei- und Staatsführung unter ungeklärten 
Umständen erbeten, doch ergibt sich aus ih-
rem zeitlichen Ablauf und den vorangegange-
nen Truppenbewegungen, daß sie von den So-
wjets zumindest eigenständig vorbereitet wor-
den war.
In der Hauptstadt und teilweise auf dem 
Lande begann ein fünftägiger Krieg zwischen 
den überwiegend aus der Arbeiterschaft stam-
menden Aufständischen auf der einen und 
den sowjetischen Truppen sowie den Resten 
der in Auflösung begriffenen ungarischen Ge-
heimpolizei auf der anderen Seite. Die regu-
läre Polizei und die ungarische Armee (wenn 
auch nicht die höchsten Offiziersränge, deren 
Befehle jedoch nicht befolgt wurden) sympa-
thisierten mit den Freiheitskämpfern, gaben 
ihnen ihre Waffen und hielten sich aus den 
Kämpfen im allgemeinen heraus; nur verein-
zelt griffen sie aktiv auf Seiten der Aufständi-
schen ein. Der bedeutendste Einzelfall dieser 
Art war derjenige des Obersten Päl Malter, 
der am 25. Oktober vom Verteidigungsmini-
ster an der Spitze einer Panzereinheit zur Kili- 
än-Kaserne entsandt wurde, um dort die Dis-
ziplin wiederherzustellen. Unter dem Ein-
druck der Geschehnisse stellt er sich an Ort 
und Stelle auf die Seite der Aufständischen 
und leistete mit seinen Soldaten dem Sturm 
sowjetischer Truppen auf die Kaserne tage-
lang erfolgreichen Widerstand.
Während der ersten sowjetischen Interven-
tion zerbrachen die überkommenen politi-
schen Strukturen rasch. Noch in den Nacht 
vom 23. zum 24. Oktober wurde an der Spitze 
der Regierung der Stalinist A. Hegedüs durch 
den Nationalkommunisten Imre Nagy abge-
löst, und nach dem von der Geheimpolizei an-
gerichteten Blutbad auf dem Parlamentsplatz 



übernahm am 25. Oktober der unter Räkosi 
eingekerkerte und grausam gefolterte Jänos 
Kdr von dem Stalinisten E. Gero die Partei-
führung. Die Wiedereinsetzung Imre Nagys 
als Ministerpräsident, der dieses Amt als Re-
präsentant des gescheiterten „Neuen Kurses" 
schon vom Juli 1953 bis April 1955 bekleidet 
hatte, entsprach zwar einer zentralen politi-
schen Forderung der Reformkräfte, doch war 
dies eher als eine taktische Maßnahme ge-
dacht. Trotz aller personellen Veränderungen 
blieb Nagy von Stalinisten und anderen re-
formfeindlichen Kräften „eingerahmt". Seiner 
Handlungsfreiheit waren enge Grenzen ge-
setzt, die auch eine tatkräftigere Persönlich-
keit kaum hätte durchbrechen können. Regie-
rung und Parteipräsidium bewegten sich in ei-
nem zunehmend luftleeren Raum.
Mit der Desintegration der Herrschaftsappa-
rate ging die reale Macht auf eine Vielzahl 
spontan entstandener lokaler Gruppierungen 
über: die Straßen von Budapest wurden von 
den Gruppen der Aufständischen beherrscht;
in den Betrieben bildeten sich Arbeiterräte; 
auf dem Lande übernahmen Reyolutionsräte 
die örtliche Verwaltungsmacht; Revolutions-
räte wurden auch auf funktioneller Grundlage 
von Berufs- und Jugendgruppen, in Bildungs-
einrichtungen und Verwaltungen ins Leben 
gerufen.
Der militärische Eingriff der Sowjetunion 
schien mit einem Fiasko zu enden. Am 28. Ok-
tober zogen sich die sowjetischen Truppen aus 
Budapest zurück, die Regierung proklamierte 
den Waffenstillstand mit den Aufständischen 
(gegen die Regierungstruppen niemals ge-
kämpft hatten), erkannte in der Volkserhe-
bung eine nationale und demokratische Bewe-
gung und erklärte, daß Verhandlungen über 
den Abzug sowjetischer Truppen aus Ungarn 
eingeleitet worden seien.
Eine Woche der Freiheit begann! Was diese 
Woche für das ungarische Volk bedeutete, 
werden wohl nur diejenigen Leser ermessen 
können, die eine Diktatur am eigenen Leibe 
erlebt haben. Zur Chronik der politischen Fak-
ten gehören die Abschaffung des Einparteisy-
stems und die Bildung einer Koalitionsregie-
rung aus den 1945er P 2arteien ) am 30. Oktober 

sowie die Neutralitätserklärung und der Aus 
tritt aus dem Warschauer Pakt am 1. Novern, 
ber. Zwei Tage später erfolgte eine erneute 
Regierungsumbildung: die letzte Regierung 
Nagy setzte sich aus drei Kommunisten, drei 
Sozialdemokraten, drei Vertretern der Klein- 
landwirtepartei, zwei Repräsentanten der Pe 
töfi(Bauern)-Partei und dem parteilosen 
Oberst Malter als Verteidigungsminister z 
sammen.
Am Abend des 3- November fuhr Verteidi-
gungsminister Malter mit einer Regierungs 
delegation auf Einladung der Russen in das so-
wjetische Hauptquartier nach Tököl, um die 
Einzelheiten des bereits zugesagten Abzugs 
aller sowjetischen Truppen aus Ungarn auszu-
handeln. Er fuhr in eine Falle. Die ganze Dele-
gation wurde verhaftet, und wenige Stunden 
nach Mitternacht begann der zweite militäri-
sche Überfall der Roten Armee auf das seiner 
militärischen Führung beraubte Land.
Die niederträchtige Methode, die 1968 auch in 
der Tschechoslowakei praktiziert werden soll-
te, war erfolgreich: Vortäuschung von Ver-
handlungsbereitschaft, um den Gegner in Si-
cherheit zu wiegen und insgeheim die militäri-
sche Intervention vorzubereiten. Der bewaff-
nete Widerstand war nunmehr sinnlos gewor-
den, aber in verschiedenen Landesteilen gab 
es noch bis in den Dezember hinein Ge-
fechte.
Im Auftrag der Sowjets übernahm eine kom-
munistische Partei- und Staatsführung die 
Macht, an deren Spitze Jänos Kädär stand, eit 
Mitglied der Regierung Nagy, der am l.No 
vember spurlos verschwunden und zu der 
Russen übergelaufen war. Ihm oblag die Liqui 
dierung der Ergebnisse der Revolution un 
vor allem die Verfolgung der Freiheitskämi 
fer. Hunderte von Todesurteilen wurden g 
fällt und vollstreckt, darunter nach zwei G 
heimprozessen im Juni 1958 auch gegen Inn 
Nagy und Päl Malter 3). Nach groben Schä 
zungen forderte die Revolution 3 000 b 
5 000 Todesopfer und über 15 000 Verwundet 
rund 200 000 Flüchtlinge verließen noch 19- 
das Land.

2) Es gab deren vier; ihr bei den relativ freien Parla-
mentswahlen vom 4.11. 1945 errungener Stimman-
teil wird in Klammern angegeben: die bürgerlich-
demokratisch ausgerichtete Kleinlandwirtepartei 
(57 %), die Sozialdemokraten (17,4 %), die Kommuni-
sten (17 %) und die linke agrarsozialistische Bauern-
partei (7 %).

3) Vgl. hierzu die von der Internationalen Juriste 
Kommission herausgegebenen drei Dokumen 
tionsberichte: Die ungarische Lage und die Rech 
Staatlichkeit, Den Haag 1957/58. Einen aufschlußr 
eben Einblick in die Regie der Geheimprozesse b 
ten die unlängst erschienenen Erinnerungen C 
damaligen Polizeipräsidenten von Budapest, der s 
ber zu lebenslänglichem Zuchthaus verurteilt w 
de: Kopäcsi (Anm. 1 deutsch), S. 218 ff.



2. Der politische Hintergrund

Die ungarische Revolution war der Höhe-
punkt der allgemeinen politischen Krise, die 
den sowjetischen Machtbereich nach Stalins 
Iod am 3. März 1953 erfaßt hatte und durch 
den XX. Parteikongreß der KPdSU vom Fe-
bruar 1956 verschärft worden war, auf dem 
Chruschtschow seine berühmte Geheimrede 
über die stalinistischen Verbrechen gehalten 
hatte. Die Entstalinisierung rief in den Län-
dern Osteuropas schwere politische Erschüt-
terungen hervor, die in Polen und Ungarn der 
Parteikontrolle zu entgleiten drohten.
Ende Juni 1956 kam es in Polen zu Protest-
kundgebungen der Arbeiter, die sich in Posen 
zu einem blutigen lokalen Aufstand entwik- 
kelten, nachdem die Regierung den Einsatz re-
gulärer Truppen angeordnet hatte. Dann aber 
kam die Regierung den Arbeitern mit den ge-
forderten wirtschaftlichen Zugeständnissen 
entgegen. Die polnische Führung verstand es 
im übrigen, die politische Krise durch Reform- 
maßnahmen und eine personelle Erneuerung 
(am 20. Oktober bestimmte das Zentralkomi-
tee W. Gomulka zum neuen Parteichef) aus ei-
gener Kraft zu bewältigen und das Maß der 
Veränderungen zu bestimmen, mit dem sich 
die Sowjets gerade noch abfanden und das ei-
gene Volk gerade noch zufrieden gab.
Die politische Führung in Ungarn war nicht so 
einsichtig. Sie mußte immer wieder von Mos-
kau zu den unumgänglichen Maßnahmen be-
wegt werden, die aber hinter dem jeweiligen 
Stand des politischen Gärungsprozesses zu-
rückblieben und den Unmut der Bevölkerung 
gerade im Hinblick auf die Entwicklung in Po-
len eigentlich nur vergrößerten. Es geschah zu 
wenig und zu spät; die stalinistischen Führer 
hatten im Grunde nur die Erhaltung ihrer 
Macht vor Augen und übersahen dabei die tat-
sächlichen Veränderungen in der Volksstim- 
mung.Die Eruption wurde auf diese Weise un- 
vermeidlich.

• Die internationale Lage

er Ausbruch der ungarischen Revolution 
itand in keinem unmittelbaren Zusammen- 
lang mit der internationalen Lage, trotzdem 
wurde ihr Ausgang von dieser nachteilig be- 
influßt. Abgesehen von der vordergründigen 
ussöhnung mit Belgrad bewirkte das Entsta- 

nisierungsprogramm Chruschtschows keine 
'gütlichen Veränderungen in der sowjeti- 
chen Außenpolitik. Zwar wurde am 15. Mai 

1955 der österreichische Staatsvertrag unter-
zeichnet und kam im Juli desselben Jahres die 
Genfer Gipfelkonferenz der vier Mächte zu-
stande, doch zeigten die folgenden Monate, 
daß die Sowjetunion in den Ost-West-Bezie- 
hungen zu keinerlei substantiellen Zugeständ-
nissen bereit und die westliche Hoffnung auf 
eine Entspannung übertrieben war. Immerhin 
war der „Geist von Genf" zu Beginn des ver-
hängnisvollen Jahres 1956 noch nicht vollstän-
dig verflogen und trug seinen Teil dazu bei, die 
Konfrontationsbereitschaft des Westens in 
den folgenden kritischen Monaten zu dämp-
fen.
Die größere taktische Flexibilität Chru-
schtschows in den Außenbeziehungen bedeu-
tete keinen Verzicht auf die stalinistische Ex-
pansionspolitik. Im Gegenteil, ihr Wirkungs-
bereich wurde über den bisherigen „Sicher-
heitsgürtel" hinaus erweitert, wobei sich als 
lohnendes Objekt namentlich der Nahe Osten 
anbot. In Ägypten bot die Machtübernahme 
des Obersten Nasser im November 1954 einen 
willkommenen Ansatzpunkt. Durch propagan-
distischen Beistand, wirtschaftliche Beziehun-
gen und Waffenlieferungen baute die Sowjet-
union in den Jahren 1955/56 dort ihren Einfluß 
rasch aus. Dergestalt ermutigt, erklärte Nasser 
am 26. Juli 1956 die Verstaatlichung des Suez- 
Kanals. Der dadurch heraufbeschworene 
Suez-Konflikt wuchs sich zu einem Krieg aus, 
als die israelische Armee am 29./30. Oktober 
mit einem Präventivschlag die ägyptischen 
Stellungen überrannte, den Gaza-Streifen so-
wie die Sinai-Halbinsel besetzte und am näch-
sten Tag britische und französische Luftstreit-
kräfte in der Kanalzone Ägypten angriffen. 
Die Vereinigten Staaten waren über die 
israelisch-britisch-französische Sonderaktion 
nicht informiert und mißbilligten sie.

Es kann nicht behauptet werden, daß England 
und Frankreich sich die ungarische Revolu-
tion bewußt zunutze gemacht haben, aber sie 
ließen sich durch sie jedenfalls nicht von ih-
rem Vorhaben abbringen, eine weltpolitische 
Krisensituation zur Durchsetzung ihrer natio-
nalen Sonderinteressen unter Hintanstellung 
der gemeinsamen Interessen der freien Welt 
zu nutzen. Das fatale Zusammentreffen der 
beiden Ereignisse und die durch das Suez- 
Abenteuer bewirkten Spannungen zwischen 
den Vereinigten Staaten einerseits sowie Eng-
land und Frankreich andererseits führten 
dazu, daß der Westen zur Zeit der zweiten so-
wjetischen Intervention in Ungarn gespalten 
und damit in seiner Handlungsfähigkeit be-
einträchtigt war.



Hinter den heftigen Protesten der West-
mächte verbarg sich nichts anderes als die 
stillschweigende Anerkennung der sowjeti-
schen Hegemonie über Osteuropa. Sie wurde 
1968 im Falle der Tschechoslowakei bestätigt, 
während die Sowjetunion ihren Hegemoni-
alanspruch durch die sog. „Breshnew-Doktrin"

II. Das „Programm" der Revolution
Da die Revolution spontan ausgebrochen war, 
hatte sie keine „Ideologie" im Sinne eines theo-
retisch fundierten und systematisch geschlos-
senen Programms 4). Es wäre insbesondere 
verfehlt, ihre Anliegen mit den nationalkom-
munistischen Reformvorstellungen eines I

5
mre 

Nagy ) zu identifizieren, über die die Entwick-
lung — hätte sie sich ungehindert entfalten 
können — bald hinweggegangen wäre. Denn 
das ungarische Volk wollte nicht einen besse-
ren Kommunismus, sondern das Ende eines 
jedweden Kommunismus. Es ist auch keines-
wegs sicher, daß sich Ungarn auf den „dritten 
Weg" zwischen den beiden Gesellschaftssyste-
men in Ost und West begeben hätte, den Ist- 
vän Bb, Staatsminister in der letzten Regie-
rung I. Nagys und führender Theoretiker der 
Kleinlandwirtepartei, in den letzten Revolu-
tionstagen skizziert hat6). Die anfechtbaren 

4) Für eine Gesamtwürdigung ihres geistigen Ge-
halts vgl. L. Revesz, Das ungarische Oktoberpro-
gramm, in: Der Europäische Osten 1958, S. 675 ff.: 
Vali (Anm. 1), S. 377 ff.; Zinner (Anm. 1), S. 361 f.; G. 
Stadtmüller, Die ideologische Diskussion der unga-
rischen Revolution von 1956, in: W. Frauendienst 
(Hrsg.), Ungarn — Zehn Jahre danach, Mainz 1966, 
S. 227 ff.: B. Kovrig, The Hungarian People’s Repu- 
blic, Baltimore 1970, S. 121 ff.
5) Sie können am besten dem Manuskript entnom-
men werden, das Nagy in der Zeit seiner politischen 
Isolierung nach dem gescheiterten „Neuen Kurs“ 
zwischen Sommer 1955 und Frühjahr 1956 in der 
Absicht verfaßte, es dem Zentralkomitee der kom-
munistischen Partei vorzulegen, um sich gegen die 
gegen ihn erhobenen Vorwürfe zu verteidigen und 
seine politischen Ansichten darzulegen. Das Ma-
nuskript wurde in ungarischer Sprache 1957 in Paris 
unter dem Titel „A magyar np vdelmben" veröf-
fentlicht. Zwei Jahre später ist eine deutsche Über-
setzung erschienen: Imre Nagy, Politisches Testa-
ment, München 1959. Zur Persönlichkeit vgl. im üb-
rigen M. Molnär — L. Nagy, Imre Nagy — Rforma- 
teur ou mvolutionnaire?, Genf 1959; Meray (Anm. 1, 
deutsch), S. 19 ff.
6) Die Konzeption eines „dritten Weges“ legte Bibö
vor seiner Verhaftung 1957 in einer Denkschrift nie-
der, die unter dem Titel „Harmadik üt“ 1960 in Lon-
don veröffentlich wurde. In westliche Sprachen ist 
das Werk leider nicht übersetzt worden. In engli-
scher Sprache liegt eine andere Schrift vor, die er 
nach seiner Freilassung zu Beginn der 70er Jahre 
verfaßt hat: The Paralysis of International Institu- 
tions and the Remedies, Sussex 1976.

präzisierte, die der Sache nach freilich schot 
1956 praktiziert worden war. Ob die mit den 
Streiks vom August 1980 eingeleitete Ent-
wicklung in Polen zu einer Revision der jewei-
ligen Standpunkte der beiden Supermächte 
führen wird, bleibt einstweilen abzuwarten.

Gedanken dieser integren und integrierenden 
Persönlichkeit scheinen auf Teile der ungari-
schen Intelligenz in der Emigration wie in der 
Heimat heute eine größere Anziehungskraft 
auszuüben, als es 1956 der Fall war7).
Unstreitig ist, daß die ungarische Revolution 
aus einem unerträglichen Gefühl der Unzu-
friedenheit und Unfreiheit entstand und sich 
gegen das bestehende Regime richtete. Da die-
ses Regime fremdbestimmt und kommuni-
stisch war, trug der Volksaufstand naturgemäb 
stark antisowjetische und antikommunistische 
Züge. Ins Positive gewendet bedeutet dies, daß 
die Revolution nationale Unabhängigkeit 
Freiheit und Demokratie im klassisch-abend-
ländischen Sinne des Wortes erringen wollte 
Sie machte eine Reihe sehr konkreter Einzel-
forderungen geltend, die etwa an den 
„14 Punkten" der Studenten der Technischen 
Hochschule von Budapest abzulesen sind, die 
zur Plattform der Demonstration vom 23. Ok-
tober wurden 8). In der Reihenfolge ihrer quan-
titativen Gewichtung betrafen sie die Siche-
rung der nationalen Unabhängigkeit, politi-
sche und wirtsc 9haftliche Reformen ).
Als Voraussetzung für die nationale Unabhän-
gigkeit, mit der der Gedanke der Neutralität 
des Landes aufs engste verbunden war, wur-
den der Abzug aller sowjetischen Truppen und 
der Austritt aus dem Warschauer Pakt ver-
langt. Wie bereits erwähnt, hat sich die legal' 
Regierung am 1. November all diese Forde 
rungen zu eigen gemacht.
In politischer Hinsicht standen die Forderur 
gen nach Zerschlagung der Geheimpolizei, i

7) Im Mai 1980 wurde in Genf ein „Dies Acadenuc 
Hungaricus" veranstaltet, der dem Werk des 8 
Jahr zuvor verstorbenen Bibö gewidmet * 
Gleichzeitig ist in Ungarn eine umfangreiche öl 
Gedächtnisschrift vorbereitet worden, deren ru i 
kation die Behörden bislang verhindert haben: 's 
H.-H. Paetzke in: FAZ v. 26. 6. 1981, S.10.
8) In deutscher Übersetzung abgedruckt u.d 
Ost-Probleme 1966, S. 711 f. . ,.
9) Vgl. E. O. Stillman, Ideology of the Revolution,!' 
I. Koväcs (Hrsg.), Facts about Hungary, 2. Autl 
York 1966, S. 86 ff. 



beralen Freiheitsrechten, freien Wahlen und 
einem Mehrparteiensystem im Vordergrund. 
Diese Forderungen wurden, wenn auch teil-
weise widerwillig, auch von „Nationalkommu-
nisten" um I. Nagy akzeptiert, die damit in 
Kauf nahmen, bei freien Wahlen in die Min-
derheit zu geraten. Am 30. Oktober wurde die 
Gründung politischer Parteien zugelassen und 
die kommunistische Einparteiregierung in 
eine Koalitionsregierung umgebildet.
Die Forderungen wirtschaftlicher Natur bezo-
gen sich auf die Beseitigung der stalinisti-
schen Zentralverwaltungswirtschaft und die 
Einführung der privaten Unternehmerfreiheit 
in Landwirtschaft und Kleingewerbe. Damit 
sollte die genossenschaftliche Organisation 
der Landwirtschaft nicht prinzipiell beseitigt, 
sondern auf eine freiwillige Grundlage gestellt 
werden. Allerdings zeigte die Entwicklung, 
daß die praktischen Unterschiede nicht allzu 
groß gewesen wären, da in den wenigen Tagen 
der Revolution über die Hälfte der landwirt-
schaftlichen Produktionsgenossenschaften 
von selbst zerfielen. Von einer Reprivatisie-
rung der großen und mittleren Industriebe-

triebe war keine Rede, und es blieb unklar, in-
wiefern die zur Unterstützung des Volksauf-
standes spontan entstandenen Arbeiterräte in 
einem künftigen Wirtschaftssystem Träger ei-
ner Arbeiterselbstverwaltung nach jugoslawi-
schem Muster werde 10n sollten ). Die erreich-
ten sozialen Errungenschaften — bescheiden 
genug waren sie ja — sollten jedenfalls nicht-
angetastet werden.

•

Aus diesen Einzelforderungen sind gewisse 
Konturen einer künftigen Gesellschaftsord-
nung erkennbar. Es wäre aber falsch, im nach-
hinein ein in sich geschlossenes „ungarisches 
Modell" konstruieren zu wollen. Dies würde 
der Wirklichkeit schon deshalb Gewalt antun, 
weil die Zeit vom 23. Oktober bis zum 4. No-
vember viel zu kurz war, um ein programmati-
sches Gesellschaftskonzept entwickeln zu 
können, und weil über die künftige Gesell-
schaftsform eine demokratisch gewählte, aus 
mehreren Parteien zusammengesetzte und 
folglich in pluralistischer Auseinandersetzung 
diskutierende Volksvertretung entscheiden 
sollte.

III. Das „Kdr-Modell" der Gegenwart

Mit der blutigen Niederwerfung der Revolu-
tion wurde die kommunistische Herrschaft 
von sowjetischen Truppen wi

11

ederhergestellt. 
Die von den Sowjets eingesetzte Partei- und 
Staatsführung unter Jänos Kädär ) betrach-
tete es als ihre vordringlichste Aufgabe, ihre 
Macht gewaltsam zu sichern und zu konsoli-
dieren sowie die Erfolge der Revolution zu li-
quidieren. Die Wende zu einer neuen Politik 
wurde 1962 vollzogen; ihre Grundzüge wur-
den auf dem VIII. Parteitag der reorganisier-
ten Ungarischen Sozialistischen Arbeiterpar-
tei 12) verbindlich formuliert.
Das seither entstandene „Kädär-ModelT zeich- 
net sich ganz allgemein durch eine vergleichs-
weise liberale Innenpolitk aus, die durch das 
unanfechtbare Führungsmonopol der Partei 
und die Befolgung der außenpolitischen Gene- 
rallinie der Sowjetunion

13

 abgesichert wird. Die 
kommunistische Herrschaft soll in erster Linie 
nicht durch Gewaltmaßnahmen, sondern 
®rch Konzessionen an die Bevölkerung auf 
er Basis des Ausspruchs von Kädär „Wer 

nicht gegen uns ist, ist für uns" )  gesichert 
"'erden.

Konfrontiert man die gegenwärtigen Verhält- 
nSse in Ungarn mit den Bestrebungen des un-

garischen Volkes vor 25 Jahren, so ergibt sich 
folgendes Bild:

1. Nationale Unabhängigkeit

Von einer nationalen Unabhängigkeit im 
Sinne der Freiheitskämpfer von 1956 kann 
keine Rede sein. Auf ungarischem Boden be-
finden sich vier sowjetische Divisionen; eine 
Rechtsgrundlage dafür ist durch den Truppen-
stationierungsvertrag vom 27. Mai 1957 ge-
schaffen worden. Zwar ist in diesem Vertrag 
nur von einer „vorübergehenden" Stationie-
rung die Rede, doch nichts deutet darauf hin, 
daß nach sowjetischer Zeitrechnung schon ein *

10) Zu diesem Problem vgl. H. Arendt, Die Ungari-
sche Revolution und der totalitäre Imperialismus, 
München 1958, S. 29 ff.; O. Anweiler, Die Räte in der 
ungarischen Revolution 1956, Osteuropa 1958, 
S. 393 ff.; E. Kiräly, Die Arbeiterselbstverwaltung in 
Ungarn, München 1961.
11) Zu seiner Person vgl. P. Ignotus, Jänos Kädär — 
Hungary’s Quisling Redeemed, in: R. Swearingen 
(Hrsg.), Leaders of the Communist World, New York
1971, S. 317 ff.
12) Unlängst ist hierzu eine umfassende Monogra-
phie der Parteigeschichte erschienen: B. Kovrig, 
Communism in Hungary, Stanford/Cal. 1979.
13) Näpszabadsäg v. 10. 12. 1961.



Vierteljahrhundert die Kriterien einer Über-
gangsperiode erfüllt. Die Zugehörigkeit Un-
garns zum sowjetischen Hegemonialbereich 
und namentlich zum Warschauer Pakt steht 
außer Frage. Die ungarische Armee ist im Au-
gust 1968, wenn auch widerstrebend, in die 
Tschechoslowakei einmarschiert, und man 
macht sich in Ungarn keine Illusionen dar-
über, daß sie es heute in Polen gegebenenfalls 
wieder tun müßte.
Stellt man an die nationale Unabhängigkeit 
bescheidenere Anforderungen, indem’ man 
sich mit einem gewissen Maß an innen- und 
außenpolitischer Handlungsfreiheit begnügt, 
so muß die Bilanz positiver ausfallen. Wie 
noch zu zeigen sein wird, genießt Ungarn im 
Rahmen der Breschnew-Doktrin (insb. Einpar-
teidiktatur als politisches Strukturprinzip, Be-
kenntnis zum Marxismus-Leninismus als Sy-
stemideologie) eine beträchtliche innenpoliti-
sche Autonomie. Auf dem Gebiete der Außen-
politik sind die Grenzen wesentlich enger ge-
zogen, doch auch hier ist es gelungen, gute Be-
ziehungen zum Westen zu entwickeln, und 
Kdr hat es immer wieder versucht, in kriti-
schen Angelegenheiten des Weltkommunis-
mus (Eurokommunismus) und des Sowjet-
blocks (Tschechoslowakei 1968, Polen seit 
1980) einen mäßigenden Einfluß auszuüben.

2. Politische Reformen

Unter Kädärs Führung ist eine Reihe politi-
scher Reformmaßnahmen eingeleitet worden, 
die an die Forderungen von 1956 freilich bei 
weitem nicht herankommen, aber den Ungarn 
von heute doch persönliche Freiheitsräume 
und politische Partizipationsmöglichkeiten 
zusichern, die im sowjetischen Hegemonialbe-
reich keine Parallele finden — wenn man von 
der offenen Lage in Polen absieht. Eine umfas-
sende Analyse dieser Reformen ist an dieser 
Stelle nicht 14 möglich ).  Es seien nur unter den 
großen Stichworten „Ausbau der Rechtsstaat-
lichkeit'' und „Demokratisierung des politi- 

sehen Lebens" die wichtigsten Gesichtspunkte 
gestreift.
Voraussetzung für eine rechtsstaatliche Ent-
wicklung war der Abbau der terroristischen 
Herrschaftsmethoden, der mit der Entmach. 
tung des Staatssicherheitsdienstes und seine 
Eingliederung in den allgemeinen Polizeien 
parat des Innenministeriums begann, durch 
die Generalamnestie vom März 1963, die die 
Vergeltungsperiode beendete, einen mächti-
gen Auftrieb erfuhr und sich über eine Libera-
lisierung des Strafrechts und der politische! 
Strafpraxis bis zum heutigen Tage mit gerin 
gen Schwankungen fortsetzt. Es wurden zahl 
reiche Rechtsreformen durchgeführt, unte 
denen in unserem Zusammenhang vor allen 
die Justizreform von 1972/73 und die prakti 
sehe Eliminierung der gesellschaftlichen Ge 
richtsbarkeit 1975 erwähnt zu werden verdie 
nen 154).

14) Ein vollständiges Bild kann sich der Leser an-
hand der problemorientierten, aber etwas veralte-
ten Monographie von W. F. Robinson, The Pattern of 
Reform in Hungary, New York 1973, und der syste-
matischen (d. h. nach der Almond'schen Funktional-
systematik aufgebauten, die das Auffinden der je-
weils interessierenden Sachbereiche nicht gerade 
erleichtert) Darstellung von P. A. Toma — I. Vol- 
gyes, Politics in Hungary, San Francisco 1977, ma-
chen. Es sei auch auf meinen im Druck befindlichen 
größeren Aufsatz „Die Verfassungsentwicklung in 
Ungarn seit der Verfassungsrevision von 1972" hin-
gewiesen, der in Bd. 30 des Jahrbuchs des öffentli-
chen Rechts erscheinen wird.

15) Zu den Einzelheiten vgl. G. Brunner, Rechts] 
chung und Richterrecht in Ungarn, Osteurc 
Recht 1980, S. 1 ff.

Die für kommunistische Regime typische poli 
tisch-soziale Diskriminierung ist weitgehen 
beseitigt worden, was konkret insbesonder 
bedeutet, daß auch Nicht-Parteimitglieder 
relativ große Karrieremöglichkeiten offenste 
hen und die soziale Abstammung seit 196 
kein Auslesekriterium mehr bei der Zula: 
sung zum Hochschulstudium ist. Was der ul 
garische Durchschnittsbürger aber am me 
sten schätzt, das sind die sog. „kleinen Freihe 
ten": dem privaten Wohlstandsstreben sin 
recht großzügige Grenzen gesetzt (dies hat a 
lerdings im Dienstleistungsbereich inw 
sehen zu einer Korruption beträchtlichen Au 
maßes geführt, die freilich weniger erfreuli 
ist); der Alltag ist weitgehend entideologisie 
worden, womit eine ansehnliche Meinung 
äußerungsfreiheit und ein Rückgang prop 
gandistischer Belästigungen korrespondiert 
die Grenzen zum Westen sind in beiden Ric 
tungen geöffnet worden, was z. B. bedeut 
daß ungarische Staatsbürger grundsätzli 
alle zwei bis drei Jahre eine Westreise unt 
nehmen dürfen und die im westlichen A’ 
land lebenden ungarischen Emigranten i 
Heimat, von wenigen Ausnahmen abgeseh 
ungehindert besuchen können.
In der Sphäre politischer Partizipation ist c 
Gedanke eines Mehrparteiensystems u 
freier Wahlen natürlich niemals erwogen W 
den, aber die Partei handhabt ihr unbestreit 
res Führungsmonopol recht zurückhalte 
und die staatliche Organisation, die auf dit 



Weise insgesamt an Bedeutung gewonnen hat, 
ist in mancher Hinsicht „demokratisiert" wor-
den. Drei Reformmaßnahmen seien besonders 
genannt: Die Wahlrechtsreformen von 1966 
und 1970 haben es bewirkt, daß bei Parla-
ments- wie Kommunalwahlen in einigen 
Wahlkreisen zwei Kandidaten nominiert wer-
den, wobei die zweite Nominierung zum Teil 
nicht auf die Patriotische Volksfront, die die 
Wahlen im Parteiauftrag organisiert, sondern 
auf Wählerver
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sammlungen zurückzuführen 
ist. Die Anzahl der Mehrfachkandidaturen ist 
allerdings bescheiden und zudem rückläufig, 
aber gelegentlich hat der Wähler, wenn auch 
keine politische, so doch eine echte personelle 
Alternative ). Verschiedene Parlamentsre-
formen haben zu einer Belebung der parla-
mentarischen Aktivitäten geführt. Dies äußert 
sich namentlich in einer lebendigeren Inter-
pellationspraxis, die in Angelegenheiten der 
Leistungsverwaltung durchaus kritische Ak-
zente aufweisen kann, in einem Bedeutungs-
zuwachs der Ausschüsse und in einer gewis-
sen Verbesserung des legislatorischen Miß-
verhältnisses, das zwischen den wenigen par-
lamentarischen Gesetzen und den zahlreiche-
ren Gesetzesverordnungen des Präsidialrats 
als eines Ersatzparlaments besteht. Schließlich 
ist 1971 eine Reform der örtlichen Verwaltung 
durchgeführt worden, die neben organisatori-
schen und technischen Verbesserungen auch 
eine nennenswerte Dezentralisierung zur 
Folge hatte. Im Ergebnis der Funktionalreform 
hat sich das Volumen der örtlichen Verwal-
tungsangelegenheiten verdoppelt.

3. Wirtschaftsreformen

Auf ökonomischem Gebiet waren die Vorstel-
lungen von 1956 am wenigsten greifbar. Im-
merhin wurde eine radikale Abkehr von der 
stalinistischen Zentralverwaltungswirtschaft 
gefordert, und insofern muß man feststellen, 
daß Kdr diese Forderung sich zu eigen ge-
macht hat. Mit Wirkung vom 1. Januar 1968 — 
inder Landwirtschaft schon ab 1966— ist eine 
■Neuer Wirtschaftsmechanismus'' genannte 
Wirtschaftsreform eingeführt worden, die bei

16) Bei den Parlamentswahlen haben sich die Mehr- 
...Kandidaturen folgendermaßen entwickelt: 
■ ar 1967 9 Mehrfachkandidaturen
> .. bei 349 Wahkreisen = 2,5 %
pn 1971 49 Mehrfachkandidaturen

■ . bei 352 Wahlkreisen = 13,9%
ni 1975 34 Mehrfachkandidaturen

r . bei 352 Wahlkreisen = 9,6%
ni 1980 15 Mehrfachkandidaturen

bei 352 Wahlkreisen = 4,3 %. 

allen Mängeln und zwischenzeitlichen Rück-
schlägen wesentlich radikaler und erfolgrei-
cher war als die zaghafteren Reformbemühun-
gen in allen anderen osteuropäischen Län-
dern 17).  In der neuen Ordnung einer „soziali-
stischen Marktwirtschaft" ist die traditionell 
imperative durch eine indikative Zentralpla-
nung abgelöst worden. Die Betriebe planen 
ihre Tätigkeit grundsätzlich selbst und verfü-
gen über ihr Vermögen grundsätzlich selb-
ständig. Die in den zentralen staatlichen 
Volkswirtschaftsplänen festgelegten Ziele sol-
len mit indirekten Mitteln der staatlichen 
Wirtschaftspolitik erreicht werden, indem die 
Betriebe durch Einsatz eines Lenkungsinstru-
mentariums „ökonomischer Regulatoren" und 
unter Nutzbarmachung der Marktkräfte zu ei-
nem plangerechten Wirtschaften veranlaßt 
werden. Die zuständigen Branchenministerien 
üben lediglich eine Aufsicht über die Betriebe 
aus und sind zu operativen Eigriffen nur aus-
nahmsweise berechtigt, namentlich dann, 
wenn Aufgaben der Landesverteidigung, in-
ternationale Vertragsverpflichtungen oder die 
Überwindung von Versorgungsschwierigkei-
ten dies dringend erfordern.
Parallel zu den Reformen im staatlichen und 
genossenschaftlichen Wirtschaftssektor sind 
der Privatinitiative in Landwirtschaft, Handel, 
Handwerk und bei Dienstleistungen wach-
sende Entfaltungsmöglichkeiten eingeräumt 
worden. Dank dieser Reformen hat Ungarn die 
weltweiten wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
der siebziger Jahre relativ gut überstanden. 
Die Zukunftsperspektiven werden zwar auch 
offiziell nicht rosig eingeschätzt, aber es ist da-
mit zu rechnen, daß — anders als in den übri-
gen Ostblockländern — auch künftig keine 
ernsthaften Versorgungsprobleme auftreten 
werden und das erreichte Niveau eines be-
scheidenen Wohlstandes gehalten werden 
kann.
Auf dem Gebiete der Betriebsverfassung sind 
die Veränderungen weit bescheidener ausge-

17) Vgl. hierzu E. Schmidt-Papp, Die ökonomische 
Reformbewegung in Ungarn und der „Neue Wirt-
schaftsmechanismus", in: K. C. Thalheim — H.-H. 
Höhmann (Hrsg.), Wirtschaftsreformen in Osteuro-
pa, Köln 1968, S. 188 ff.; Th. Vajna, Die Reform der 
ungarischen Wirtschaftspolitik, Diss. Köln 1969; B. 
Balassa, Der „Neue Wirtschaftsmechanismus" in Un-
garn, in: H.-H. Höhmann — M. C. Kaser — K. C. 
Thalheim (Hrsg.), Die Wirtschaftsordnungen Osteu-
ropas im Wandel, Freiburg 1972, Bd. I, S. 181 ff.; D. 
Granick, The Hungarian Economic Reform, Bloom- 
ington/Ind. 1972; E. Antal, Grundlagen und reform-
politische Einordnung des ungarischen Wirtschafts-
systems, Berlin 1978.



fallen. Die während der Revolution entstande-
nen Arbeiterräte sind noch im Laufe des Jah-
res 1957 sukzessive und endgültig liquidiert 
worden. Die beherrschende Figur im Betrieb 
ist nach wie vor der vom Staat eingesetzte Di-
rektor, und von einer substantiellen Mitbe-
stimmung der Belegschaft kann nicht ernst-
haft die Rede sein. Immerhin haben die Ge-
werkschaften seit der Wirtschaftsreform ein 

größeres Eigengewicht erhalten, und in einem 
gewissen Umfang betätigen sie sich heute tat-
sächlich als Interessenvertretungen der Ar-
beitnehmer. Gerade in jüngster Zeit wird viel 
von einer Weiterentwicklung der „Betriebsde-
mokratie" gesprochen, und es sind auch einige 
Schritte zur Demokratisierung der betriebli-
chen Gewerkschaftsorganisation unternom-
men wor 18den ).

IV. Bilanz und Ausblick

Von den Forderungen der ungarischen Revo-
lution von 1956 sind in den vergangenen 
25 Jahren nur sehr wenige und jedenfalls nicht 
die vordringlichsten in Erfüllung gegangen. 
Trotzdem kann sich Ungarn einer Sonderstel-
lung im sowjetischen Hegemonialbereich er-
freuen, die u. a. auch als eine späte Frucht des 
Volksaufstandes angesehen werden kann. Es 
gibt mehr Freiheiten, größeren Wohlstand, 
weniger Reglementierungen und ideologische 
Belästigungen als in den „Bruderländern" ge-
meinhin üblich. Die Ungarn könnten also mit 
ihrem Schicksal im großen und ganzen zufrie-
den sein. Sind sie es auch?
Die Verzweiflung über das 1956 vergeblich er-
brachte Blutopfer und die unterbliebene west-
liche Hilfe sowie die bittere Erkenntnis der 
Unmöglichkeit, am kommunistischen Herr-
schaftssystem und an der Zugehörigkeit zum 
sowjetischen Hegemonialbereich auf abseh-
bare Zeit etwas zu ändern, bewirkten zunächst 
eine Resignation, die allmählich einem politi-
schen Desinteresse und dem privaten Wohl-
standsstreben gewichen ist. Diese Tendenz ist 
durch das von Kdr angebotene und von der 
Bevölkerung angenommene „Stillhalteabkom-
men" gefördert worden. Da ein politisches En-
gagement nicht unbedingt verlangt wird und 
ein Rückzug ins rein Private möglich ist, haben 
sich die meisten Ungarn mit den Verhältnis-
sen arrangiert. Das politische System wird pas-
siv hingenommen, eine nennenswerte Dissi-
dentenbewegung gibt es nicht, und der ur-
sprünglich als Verräter verachtete Kdr ge-
nießt sogar eine gewisse Popularität, da er zu 
Recht als Garant der „kleinen Freiheiten" an-
gesehen wird. Es hat sich eine Konsummenta-

lität ausgebreitet, die der westlichen nicht un-
ähnlich ist. Man weiß, was man hat, und man 
möchte das Erreichte nicht gefährdet sehen. 
Aus diesem Grunde blickt man bei allen histo-
risch gewachsenen Sympathien mit einer ge-
wissen Beklemmung und Ängstlichkeit auf 
Polen, da man sich sehr wohl bewußt ist, daß 
einen Teil der polnischen Zeche Ungarn be-
zahlen muß und daß sich dieser Anteil wesent-
lich vergrößern würde, sollte es zu einer mili-
tärischen Intervention kommen.
Abstrahiert man von den Gewitterwolken der 
Gegenwart, so ist der Himmel in Ungarn im 
allgemeinen heiter bis sonnig mit gelegentli-
chen Schauern. Trotzdem kann nicht behaup-
tet werden, daß die Ungarn das freundliche 
Wetter aus vollem Herzen genießen und mit 
ihrem Schicksal zufrieden sind. Alle relevan-
ten sozialen Indikatoren sprechen dagegen 
(hohe Selbstmord- und Scheidungsrate, nied-
rige Geburtenrate, verbreiteter Alkoholismus 
usw. 19),  und von vielen gesellschaftskritischen 
Kunst- und Literaturwerken geht eine Stim-
mung der Traurigkeit und Aussichtslosigkeit 
aus. Die ängstlich gehütete Gegenwart scheint 
wohl erträglich, die Zukunft jedoch verloren 
zu sein.
18) Vgl. zu diesem Komplex Th. Vajna, Mitbestim-
mung im „Neuen ökonomischen Mechanismus Un-
garns, in: H.-H. Höhmann (Hrsg.), Partizipation und 
Wirtschaftsplanung in Osteuropa und der VR Chi-
na, Stuttgart 1980, S. 101 ff.; K. Sitzler, Die ungari-
schen Gewerkschaften, Wissenschaftlicher Dienst 
Südosteuropa 1980, S. 288 ff.; 1981, S. 3 ff.
19) Allerdings muß einschränkend bemerkt werden, 
daß diese Indikatoren auch vor 1945 schlechter wa-
ren als der gesamteuropäische Durchschnitt und of-
fenbar etwas mit der ungarischen Mentalität zu tun 
haben.



Gabriele Müller-List

Eine neue Moral für Deutschland?

Die Bewegung für Moralische Aufrüstung und ihre Bedeutung 
beim Wiederaufbau 1947—1952

Eine ausreichende Gesamtdarstellung der 
Moralischen Aufrüstung (Moral Re-Arma- 
ment, abgekürzt MRA), sei es vom histori-
schen, theologischen oder soziologischen 
Standpunkt aus, fehlt bisher. Auch folgender 
Beitrag kann nur einen Teilaspekt behandeln, 
ohne die gesamte Entwicklung zu erfassen 
und den Anspruch einer abschließenden 
Wertung erheben zu können1).

3) Driberg, a. a. O., S. 120.
4) Vgl. ebd.
5) Siehe hierzu den Aufsatz von P. Anselm Weit-
haas O. F. M„ Die Moralische Aufrüstung. Eine reli-
giöse oder ethische Erneuerungsbewegung?, in: Be-
gegnung. Korrespondenz für Kultur und Geistesle-
ben Nr. 19, vom 1. 10. 1955, S. 300—302, und Nr. 20, 
vom 15.10. 1955, S. 315—318.

Gegründet wurde die Bewegung 1938 von 
Frank N. D. Buchman (geb 4oren am . Juni 1878 
in Pennsburg, Pennsylvanien, gestorben am 
7.August 1961 in Freudenstadt), dessen Vor-
fahren um 1750 aus dem Schweizer Kanton St. 
Gallen nach Amerika ausgewandert waren. Im 
Anschluß an sein Studium war Buchman zu-
nächst als evangelisch-lutherischer Pfarrer 
vorwiegend im sozialen und karitativen Be-
reichtätig; so gründete er 1904 in Philadelphia 
Bas erste lutherische Jugendheim in den USA. 
Von Differenzen mit seinen Vorgesetzten zer-
mürbt, verlagerte Buchman nach mehreren 
großen Reisen das Schwergewicht seiner Ar- 
beit nach Europa, insbesondere nach Großbri- 
tannien. 1921 entstand unter seiner Initiative 
iie sogenannte Oxford-Gruppenbewegung. 
Deren Ziel war es, aus christlichem Geist her-
aus einen sittlichen Wandel der Menschen zu 
weichen2). Bald zählte die Bewegung Tau- 
sende von Anhängern. Ihr Wirkungsbereich 
dshnte sich zunehmend auch auf andere euro-
päische, aber auch außereuropäische Länder 
aus.
■------------
I Zur ersten Einführung kann der kurze Abriß „Die 
PeWegung für Moralische Aufrüstung" von Karl 

h ha « dienen, in: Europa-Archiv, 5. Jg. (2), Frank- 
WM. 1950. S. 3223—3226. Erwähnenswert sind 

oh die Darstellungen von Peter Howard, Welt im 
M i Bonn 19511 Tom Driberg, The mystery of 
‘Wal Rearmament. A study of Frank Buchman and 
häsmovement, London 1964; Theophil Spoerri, Dy- 

®ik aus der Stille. Die Aktualität Frank Buch- 
Hans, Luzern 1971, sowie Robert C. Mowat, Ruin and 
esurgence, London 1966, und ders., Creating the 
ivopean Community, London 1973.• Vgl Driberg, a. a. O„ S. 49 ff.

I. Die Anfänge der Bewegung
Angesichts der zunehmenden Verschlechte-
rung der wirtschaftlichen Lage und der Radi-
kalisierung des politischen Lebens gründete 
Frank Buchman 1938 die Moralische Aufrü-
stung. Auf einer Vortragsveranstaltung in der 
East Ham Town Hall in London am 29. Mai 
1938 rief Buchman seinen Zuhörern zu: „For-
get all about Frank Buchman and that one day 
he had a quiet time and now you have a move- 
ment in fifty-two countries. Britain and the 
world must re-arm morally."3) Bei Buchmans 
Bewegung handelte es sich nun nicht länger 
nur. um eine Art Erweckungsbewegung, „revi-
valist movement"4), sondern jetzt wollte Buch-
man mit seiner MRA auch Einfluß nehmen auf 
das aktuelle politische Geschehen. Als sozial-
ethische Bewegung mit christlicher, allerdings 
gänzlich undogmatischer Orientierung sucht 
die MRA durch sittliche Änderung (change) 
des einzelnen den politischen und sozialen 
Frieden in der Welt herbeizuführen. Im Geiste 
des Christentums sollen die Gefahren des 
Atheismus, des Materialismus und vor allem 
des Kommunismus überwunden werden. Dazu 
bedarf es (nach den Methoden der Erwek- 
kungsbewegung) der Selbsterneuerung des 
einzelnen im Sinne der vier moralischen 
Grundsätze: absolute Ehrlichkeit, absolute 
Reinheit, absolute Selbstlosigkeit und abso-
lute Nächstenliebe.

»

In einer täglichen Besinnung (quiet time) sol-
len göttliche Weisungen erlangt werden, die 
anschließend in einer Gruppe (team) ausge-
tauscht werden. Durch öffentliche Bekennt-
nisse soll die Ideologie der MRA verbreitet 
werden5).



Buchmans Verhältnis zum Nationalsozialis-
mus ist noch nicht völlig geklärt6). Von eini-
gen Seiten des Nationalsozialismus war Buch-
man anfangs durchaus angetan, so von allen 
Bemühungen, die die Erneuerung des nationa-
len Verantwortungsbewußtseins und der „Sitt-
lichkeit" anstre 7bten ). Außerordentlich um-
stritten ist nach wie vor Buchmans Begegnung 
mit einzelnen herausragenden Persönlichkei-
ten des Hitler-Regimes wie beispielsweise mit 
Himmler8). Während besonders die Anhänger 
und Freunde Buchmans Verhalten als Bekeh-
rungsversuch werten9), wird anderweitig der 
Einwand erhoben, Buchman habe anfangs eine 

6) Siehe Jens Holger Schjorring, Moralische Aufrü-
stung und westeuropäische Politik bis 1954, in: Zeit-
schrift für Kirchengeschichte, Bd. 87 (1976), Heft 1, 
S. 65—100, zur genannten Fragestellung bes. S. 70f. 
und 77 f.
7) Hierzu Driberg, a. a. O., S. 64 f.
8) Dazu liefert die Himmler-Literatur allerdings
keine Hinweise. In der Nachkriegszeit wurden
Buchman seine Kontakte mit einigen Nazi-Größen
verschiedentlich zum Vorwurf gemacht. Besonders
heftig war die Kritik im Neuen Vorwärts, z. B. Neuer
Vorwärts vom 31. 10. 1948.

durchaus positive Haltung gegenüber dem 
Nationals

10

ozialismus eingenommen, vor allem 
im Hinblick auf dessen Kampf gegen den 
Kommunismus ).
Unbestritten ist jedoch die zunehmende Be-
hinderung der Bewegung (Telefonüberwa. 
chung, Reiseverbote u. a.) durch den Sicher-
heitsdienst. Schon 1934 hatte die Gestapo Ma-
terial gegen die Gruppe zusammengetragen, 
um es einige Jahre später z 11u verwenden ) 
Buchman rückte im Verlauf der politischen 
Entwicklung in Deutschland ganz vom Natio-
nalsozialismus ab. Die Kriegsjahre verlebte er 
in den Vereinigten Staaten.

II. Initiativen im Nachkriegsdeutschland

Nachdem Buchman während des Krieges 
seine Arbeit in den USA weitergeführt hatte, 
richtete sich nach 1945 seine Aufmerksamkeit 
wieder ganz auf Europa, in erster Linie auf 
Deutschland. Die Hauptziele der MRA waren 
nach dem Kriege:
1. Verkündung einer christlich fundierten 
Ideologie in der allgemeinen Desillusionie-
rung dieser Zeit;
2. Abbau der Klassenunterschiede und der 
Aggressivität zwischen Unternehmern und 
Gewerkschaftlern wie Arbeitern durch Ände-
rung des einzelnen und gemeinsame Gesprä-
che;
3. Versöhnung Deutschlands mit seinen 
Kriegsgegnern;
4. Westeuropäische Zusammenarbeit und In-
tegration Deutschlands ).12

Dabei ging die MRA von der Auffassung aus, 
Zusammenbruch und Chaos der vergangenen 
Jahre seien entstanden, weil bei der Führung 
des Staates der göttliche Wille nicht berück-

sichtigt wurde. Eine Gesundung sei nur mög-
lich, wenn auch in Politik und Gesellschaft 
ethische Maßstäbe dem Handeln zugrunde ge-
legt werden und die Führung Gottes wirksam 
werden kann. Nur in einer solchen „inspirier-
ten Demokratie" könne die Idee der Demokra-
tie dem Menschen nützlich werden13 ).

Auf den verschiedensten Wegen suchte die 
MRA ihre Gedanken zu verbreiten. Eine Be-
sonderheit dabei waren die Aufführungen der 
Schauspielgruppe. Mit ihren Theaterstücken 
„Der gute Weg" (The good Road) und „Der ver-
gessene Faktor" (The Forgotten Factor) zogen 
sie ab 1948 von Stadt zu Stadt14 ). So gastierten 
sie 1948 mit ihrem Stück „Der gute Weg" auf 
Einladung des nordrhein-westfälischen Mini-
sterpräsidenten Karl Arnold im Düsseldore 
Opernhaus. Bei der Begrüßung Frank Buch 
mans und seiner Mannschaft am 19. Oktobe 
1948 erklärte der damalige Minister für Erna 
rung und Landwirtschaft in Nordrhein-West

9) Verschiedene Mitarbeiter Buchmans, die an de 
Nürnberger Parteitagen teilgenommen hatte; 
glaubten sogar, SA-Leute bekehren zu können. H« 
hatte allerdings Buchman eingegriffen mit der Wa 
nung: "Make no mistake. This is not the Chnstia 
Revolution." Zit. bei Schjorring, S. 73.
10) Vgl. auch Driberg, a. a. O., S. 67 f.
11) Näheres bei Howard, a. a. O., S. 23, Schjrtin 
a. a. O., S. 76 L, und Heinz Boberach (Hrsg.), Bene 
des SD und der Gestapo über Kirchen und Kirne 
volk in Deutschland 1933—44, Mainz 1971, S.9- ■ 
12) Nach Schjorring, a. a. O., S. 82. ,
13) Siehe hierzu Hans Peters, Problematik der de 
sehen Demokratie, Zürich 1948, S. 23 f., 68, 76 1 
14) Hierzu Howard, a. a. O., S. 30/31. 



falen, Dr. Heinrich Lübke: „Wir freuen uns, daß 
Sie — trotz allem, was in den vergangenen 
Jahren geschah — der schwer ringenden Be-
völkerung an Rhein und Ruhr die Botschaft 
des Friedens und der Liebe aus der übrigen 
Welt bringen wollen..denn wir brauchen für 
unsere Arbeit Ihre Hilfe ... Hier ist der Exi-
stenzkampf besonders hart und scharf, und wir 
wissen, daß eine wirkliche Demokratie als Le-
bensform nicht gedeihen kann, wenn auf wirt-
schaftlichem Gebiete der Kampf aller gegen 
alle tobt... Wir haben die Tyrannei bei uns in 
reinster Form kennengelernt und sehnen uns 
nach einer Regierung, die sich von Gott führen 
läßt, nach einer .inspirierten Demokratie'."15)

16) Ausführungen Böcklers im Kreise geladener Ge-
werkschafter nach der Aufführung des Dramas „Der 
vergessene Faktor“ in Duisburg am 19. Januar 1949, 
MRA-Archiv, Caux. Vgl. dazu die bei Frank Buch-
man wiedergegebene Äußerung Böcklers: Frank 
Buchman, Für eine neue Welt, Caux 1961, S. 219, ab-
gedruckt bei Schjorring, a. a. O„ S. 90.
17) Siehe Spoerri, a. a. O., S. 178f.
18) Ebd., S. 179. Zur Frage der Kosten und der Finan-
zierung der Bewegung siehe auch Driberg, a. a. O., 
S. 139 ff., Schjorring, a. a. O„ S. 91, und: Caux. Bericht 
über die Weltkonferenz für Moralische Aufrüstung 
1949, Caux 1949, S. 235 ff.
19) Zur Schwierigkeit einer Beurteilung, insbeson-
dere im Hinblick auf die vielfach aufgestellte Be-
hauptung, die die Bedeutung der MRA beim Zustan-
dekommen des Schumanplans beinhaltet, siehe 
Schjorring, a. a. O., S. 82 f. Allerdings ist zu beachten, 
daß Schjorring keinen Zugang zum Archiv der MRA 
in Caux hatte; siehe dazu Anmerkung 15.

Auch ■ der spätere DGB-Vorsitzende Hans 
Böckler, Vorsitzender des DGB der britischen 
Zone, zeigte der MRA, gegenüber wohlwol-
lende Unterstützung, wenn auch gepaart mit 
einiger Skepsis: „Sie kennen mich als den 
Mann, den Sie noch gewinnen müssen und der 
alle Achtung hat vor dem Tun, das Sie beseelt, 
der freilich durch mehr als 50jährige Tätigkeit 
als Gewerkschaftsmann im Leben so viel abge-
schliffen wurde und das Leben von seiner rau-
heren Seite kennengelernt hat, nicht zu pro-
phezeien wagt, daß Ihr unabsehbarer Idealis-
mus Sie ans Ziel bringen wird ... Und eines 
vergessen Sie vor allem nicht, nicht gutes Le-
ben allein und Predigten, und seien sie der 
höchste Idealismus, bessern die Menschen. 
Die Menschen in ihrer großen Masse sind 
doch allermeist Produkte der Verhältnisse, in 

denen sie leben, Produkte der Umgebung und 
Erziehung ... Gutes Leben und gute wirt-
schaftliche und politische Verhältnisse, sie 
machen aus den Menschen unserer Tage viel-
leicht einmal Menschen, wie Sie sie in Ihrem 
Idealismus wünschen und die Sie zu formen 
beabsichtigen ... Wir sind nicht nur einig im 
Wollen und stehen uns hier ganz nahe, nein, 
wir sind vor allen Dingen auch einig in der Art, 
wie wir die Unvollkommenheit der Menschen 
betrachten und zu überwinden trachten."16 )
Neben Theateraufführungen und lokalen 
Kundgebungen waren jedoch die sogenannten 
Weltkonferenzen von erheblich größerer Be-
deutung. 1946 hatte Frank Buchman in Caux 
am Genfer See ein ehemaliges Luxushotel er-
werben können, das seit Jahren leerstand17 ). 
Finanziert wurde dieses Projekt wie auch die 
Konferenzen — die Kosten für die Konferenz 
1949 betrugen ca. zwei Millionen Schweizer 
Franken — zu einem großen Teil durch priva-
te, aber auch staatliche Spenden. So spendeten 
Frankreich und Schweden Bestecke für Tau-
sende Personen. Stahlarbeiter aus Sheffield 
stifteten 80 Kaffee- und Teekannen und Unter-
nehmer des Ruhrgebiets sandten 200 Tonnen 
Kohle nach Caux. Hinzu kamen besondere 
Fiskalrechte wie die Befreiung von Bundes-
steuern, die der 1946 gegründeten Stiftung für 
Moralistische Aufrüstung gewährt wurden18 ). 
In Caux fanden ab 1947 jährliche Konferenzen 
statt, an denen Gäste vieler Nationen teilnah-
men.

III. Einflußnahme auf Politik und Wirtschaft

Die Frage, inwieweit die Arbeit der MRA kon- 
krete Auswirkungen auf die politische und ge-
sellschaftliche Entwicklung in Deutschland 
hatte, soll im folgenden näher untersucht wer- 
'len 19).  Angesichts der wirtschaftlichen Not in- 

s) Aus Unterlagen des Archivs der MRA in Caux, 
snhweiz. Der Mitarbeiter der MRA Herr Pierre 
dpoerri, war so entgegenkommend, mir die Akten 
es Archivs zugänglich zu machen, wofür ich ihm zu 
Rem Dank verpflichtet bin, zumal das Material 

’V. zu wissenschaftlichen Zwecken bisher nicht 
nsrengezogen werden konnte. Da das Material 
l®t geordnet ist, können die herangezogenen Un- 
1 lagen nur ohne Signatur zitiert werden (.MRA- 
«iv, Caux'). Die Annahme Schjarrings 

zfnorring, a. a. O., g 83, Anmerkung 40), der keinen 
, ?ang erhielt und annimmt, das Archivmaterial

«ehe lediglich aus Zeitungsausschnitten und Ko- 
Boenvon bereits gedrucktem Material, trifft nicht zu, 
anpesonders für die Arbeit der MRA in Deutsch-

“ nach 1947 recht gute Unterlagen vorliegen. 

folge der Kriegseinwirkungen und der von 
den Alliierten geforderten und durchgeführ-



ten Demontagen in der Industrie stand natür-
lich das Ruhrgebiet als industrielles Zentrum 
Deutschlands im Mittelpunkt des Interesses. 
Für politische, wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Veränderungen war dort der ge-
eignete Ausgangspunkt. „The rise of democra- 
tic Socialism naturally attracted the attention 
of a movement whose tactic had always been 
to capture key men everywhere; so, particu- 
larly since the war, there has been a determi- 
ned attempt by MRA to Infiltrate into the La-
bour and Trade Union movements of the 
West."20 ) Bevor allerdings Gewerkschaftsfunk-
tionäre und Betriebsräte, aber auch Unterneh-
mer und Politiker von der MRA erreicht wer-
den konnten, waren durch den Besatzungszu-
stand verursachte Schwierigkeiten zu über-
winden, so vor allem die Reisebeschränkun-
gen. Erst nach der Intervention Buchmans bei 
dem amerikanischen Militärgouverneur Ge-
neral Lucius D. Clay 1947 erhielten führende 
deutsche Persönlichkeiten in größerer Zahl 
eine Reiseerlaubnis21 ). Für seine Unterstüt-
zung der MRA gab General Clay folgende Be-
gründung: „I just have a directive from Wa-
shington lying on my desk, saying What is 
your Programme for filling the ideological va- 
cuum. What is your positive answer?' Gentle- 
men, it seems to me that you have come at the 
right time with the right answer."22 )

20) Driberg, a. a. O„ S. 120/121: „Der Aufstieg des de-
mokratischen Sozialismus erregte natürlich die 
Aufmerksamkeit einer Bewegung, deren Taktik es 
schon immer gewesen war, überall die Schlüsselfi-
guren zu beeinflussen. Speziell nach dem Krieg un-
ternahm die MRA erhebliche Anstrengungen, die 
westlichen Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegun-
gen zu infiltrieren."
21) Vgl. Spoerri, a. a. O„ S. 183, Howard, a. a. O., S. 28/ 
29.
22) Aufzeichnung im MRA-Archiv, London, nach 
Schjorring, a. a. O., S. 85: „Ich habe eine Anfrage aus 
Washington auf meinem Schreibtisch, die lautet: 
Was ist Ihre Zielvorstellung, wie das ideologische 

Vakuum zu füllen sei? Welche positive Antwort ha-
ben Sie?’ Meine Herren, mir scheint, Sie sind zur 
richtigen Zeit mit der richtigen Antwort gekom-
men."

23) Friedrich Glum, Zwischen Wissenschaft, Wirt-
schaft und Politik. Erdachtes und Erlebtes in vier 
Reichen, Bonn 1964, S. 632.
24) Frank Buchman, Für eine neue Welt, Caux 1961, 
S 78
25) Vgl. Caux. Bericht über die Weltkonferenz für 
Moralische Aufrüstung 1948, Caux 1948, S. 131.
26) Siehe hierzu Caux Informationsdienst Nr. 1 vorn
17.6. 1950 (Sonderserie), Caux. Weltkonferenz iu 
Moralische Aufrüstung 1950. Sonderserie des tau 
Informationsdienstes zur Weltkonferenz 1950, Caux 
1950, sowie Die Arbeiterschaft der Welt und Cau 
Reden und Erklärungen von Gewerkschaftlern u 
Sozialisten anläßlich der Weltkonferenz für Mora-
sche Aufrüstung in Caux, Schweiz, Düsseln 
1950.

Die Konferenzen in Caux boten den Deut-
schen erstmals Gelegenheit, gleichberechtigt 
in einer verständnisbereiten Umgebung mit 
Vertretern anderer Nationen zusammenzu-
treffen und die aktuellen Probleme zu disku-
tieren. So äußerte sich denn auch Friedrich 
Glum, von 1946 bis 1952 Ministerialdirigent in 
der Bayerischen Staatskanzlei und selbst’Gast 
in Caux, über die Bedeutung der MRA: „Man 
kann über Caux denken, wie man will, diese 
Zusammenkünfte sind politisch, so scheint 
mir, außerordentlich nützlich gewesen. Denn 

hier wurden Persönlichkeiten aus der Politik, 
der Journalistik, der Wirtschaft, der geistigen 
Welt... zusammengebracht."23 )

In einer Zeit des politischen Umbruchs und 
wirtschaftlicher wie sozialer Not war es nicht 
schwer, die Menschen für die Ideen der MRA 
zu gewinnen. Neben der Idee der nationalen 
Verständigung glaubte Buchman vor allem 
auch die Konflikte in der Wirtschaft beseiti-
gen zu können, wenn bei Kapital und Arbeit 
Verständigungsbereitschaft geweckt werde: 
„Nur ein neuer Geist in Menschen kann einen 
neuen Geist in die Wirtschaft bringen. Die 
Wirtschaft kann zum Vorkämpfer einer neuen 
Ordnung werden, in welcher der Dienst am 
Volk an die Stelle der Selbstsucht tritt und in 
welcher die Wirtschaftsplanung auf der Füh-
rung Gottes aufgebaut ist. Wenn Arbeiter-
schaft, Direktion und Kapital Partner unter 
Gottes Führung werden, dann wird die Wirt-
schaft ihren eigentlichen Platz im Leben des 
Volkes finden."24 )

So fand denn auch im Rahmen der Weltkonfe-
renz 1948 (vom 15. Juli bis 3. Oktober), an der 
rd. 5 000 Vertreter aus 44 Staaten teilnahmen, 
eine erste Sondertagung für die Industrie 
statt25 ). Thema war die Auswirkung der Mora-
lischen Aufrüstung im Kohlebergbau. Vertre-
ter der Unternehmer, der Bergarbeitergewerk-
schaften und der staatlichen Kohlenämter 
aus den Industriezentren Deutschlands, 
Frankreichs, Belgiens, Hollands und Großbri-
tanniens beschäftigten sich mit den Ideen der 
MRA. Auch in den folgenden Jahren gab es 
anläßlich der Weltkonferenzen besondere Ta-
gungen für die Industrie. Eine der wichtigsten 
fand 1950 statt. Auf Anregung führender Per-
sönlichkeiten aus Industrie und Gewerkschaf-
ten wurde die Weltkonferenz 1950 am 16. Juni 
mit einer zehntätigen Industriekonferenz er-
öffnet26 ). Zu den 53 Mitgliedern des Komitees 
für die Sonderkonferenz gehörten auch neun 
Deutsche, unter ihnen Otto Springorum, Ge-



neraldirektor der Gelsenkirchener Bergwerks 
AG, Hans Bilstein, Vorsitzender des Gesamt-
verbandes der metallindustriellen Arbeitge-
berverbände Deutschlands, Friedrich Springo- 
mm, Direktor der Mannesmannröhrenwerke, 
Hüttenwerk Hückingen, und Ernst Schar- 
nowsky, erster Vorsitzender der Unabhängi-
gen Gewerkschaftsorganisation von Groß-Ber-
lin.
Das besondere Bemühen der MRA richtete 
sich auf die Änderung der kommunistischen 
Gewerkschafter und Arbeiter. Auf keiner Ta-
gung fehlte der Bericht von ehemaligen Kom-
munisten, die ihre „Bekehrung" durch die 
MRA schilderten. So heißt es im Bericht über 
die Sonderkonferenz für die Industrie 1952, 
die sich insbesondere mit dem Schumanplan 
und der Mitbestimmungsfrage beschäftigte: 
.Der stellvertretende Betriebsratsvorsitzende 
der Zechen Rheinpreußen ... Max Bladeck, 
war führendes Mitglied der KPD im Ruhrge-
biet. Er berichtete, daß die Kommunistische 
Partei jede Gelegenheit ausgenutzt hatte, um 
Einfluß auf die Industrie des Ruhrgebietes zu 
gewinnen ... Max Bladeck hat der Kommuni-
stischen Partei 26 Jahre angehört. Als er im 
Jahre 1948 der Moralischen Aufrüstung be-
gegnete, erklärte er: ,Die Moralische Aufrü-
stung kann die Synthese zwischen den beiden 
festgefahrenen Welten des Kommunismus 
und des Kapitalismus sein.' Nach seiner Rück-
kehr aus Caux im Jahre 1949 wurde Bladeck 
mit mehreren seiner Parteigenossen aus der 
Partei ausgeschlossen ... Über das neue Be-
triebsverfassungsgesetz 27 ) sagte Bladeck: In 
der Rheinpreußen Zeche hatten wir es zum 
Teil schon vorher eingeführt.'... „Als ich noch 
Kommunist war', fuhr Bladeck fort, .waren von 
14 Betriebsräten 9 Kommunisten. Heute sind 5 
Leute der Moralischen Aufrüstung und nur 
noch ein Kommunist im Betriebsrat.' Seitdem 
ist der Prozentsatz der Kommunisten in den 
Betriebsräten der Ruhr-Kohlengruben von 
n auf 25 % gesunken. Hubert Stein, ein Mit- 

ged des Hauptvorstandes der I. G. Bergbau, 
schreibt das Verdienst an dieser Entwicklung 
er Moralischen Aufrüstung zu. Bladeck be- 
chtet, daß 300 Betriebsratsmitglieder, die in 
dux in der Moralischen Aufrüstung geschult 

Mrden waren, einen von den Kommunisten

27) BetrVG vom 11.10. 1952. 

geplanten Generalstreik im März vorigen Jah-
res verhindern konnten. Sie erklärten sich 
sehr heftig gegen einen solchen Streik, weil er 
zwar mit einer wirtschaftlichen Frage heute 
beginne, aber morgen zu einem politischen 
Streik werden kann, der das Ende der Demo-
kratie herbeiführen könnte. Die Moralische 
Aufrüstung bedeutet für uns die Entscheidung 
zwischen Leben und Tod,' fuhr Bladeck fort, 
,ich kämpfe mit allem, was ich habe, für die 
Moralische Aufrüstung, denn sie geht weiter 
und tiefer als der Kommunismus und ist gegen 
niemand, aber für Änderung in jeder-
mann."'28)

28) Vgl. Weltkonferenz für Moralische Aufrüstung. 
Sonderkonferenzen für die Industrie. 13.9. bis 6. 10. 
1952, Caux 1952, S. 15/16.
29) Ebd., S. 14.

Ähnliche Berichte gab es auch von Unterneh-
merseite. Ebenfalls auf der Sonderkonferenz 
1952 erklärte der Direktor der Gelsenkirche-
ner Bergwerks-AG, Hans Dütting, der nach 
seinem Aufenthalt in Caux im Jahre 1949 die 
Ideen der MRA in seinem Betrieb eingeführt 
hatte: „Wir begannen, unser Geschäft und un-
seren Betrieb so zu führen, daß wir auch nicht 
das Geringste mehr zu verbergen hatten. Das 
führte dazu, daß wir unseren Arbeitervertre-
tern ganz von' selbst immer mehr Aufschlüsse 
gaben. Der Erfolg war ein außerordentliches 
Wachsen des gegenseitigen Vertrauens zwi-
schen Arbeiterschaft und Betriebsführung.

Ich habe monatlich eine besondere Sitzung 
mit allen Betriebsratsvorsitzenden, etwa 25 
Mann zusammen. In der Zusammenarbeit mit 
diesen Männern herrscht wirklich absolute 
Ehrlichkeit. Jede Seite weiß, daß keiner in die-
sem Gremium eine Unwahrheit sagt.
Auf dieser Grundlage arbeiten wir nun weiter. 
Selbstverständlich hat die Anwendung der 
vier moralischen Grundsätze durch die Be-
triebsführung auch ihre materiellen Folgen. 
Wenn wir auf diese Weise zwischen Arbeiter-
schaft und Unternehmertum gute Verhält-
nisse schaffen, brauchen wir für die Zukunft 
nichts zu befürchten. Darüber hinaus würde 
das Vertrauen natürlich auch von einem Land 
zum anderen übergreifen. Und das ist die wei-
tere Aufgabe, die wir als Unternehmer ha-
ben."29 )



IV. Die Konferenzen in Caux
Die nachfolgende Tabelle gibt eine Übersicht den Konferenzen in Caux, aufgegliedert nach 
über die Zahl der deutschen Teilnehmer an Bundesländern30 ):

30) Für diese Tabelle wurden die internen Teilneh-
merverzeichnisse der MRA ausgewertet, die sich im 
MRA-Archiv, Caux, befinden. Die Listen enthalten 
in der Regel folgende Angaben: Vor- und Zuname, 
Anschrift, Beruf, gelegentlich Parteizugehörigkeit. 
Da die Listen der Jahre 1947 und 1948 teilweise un-
genau und unvollständig sind, wurde auf deren Aus-
wertung verzichtet, zumal in diesen beiden Jahren 
die deutsche Teilnahme noch recht gering war.
31) Die Prozentzahlen beziehen sich auf die Summe 
aller deutschen Teilnehmer des jeweiligen Jahres.

Deutsche Teilnehmer bei Konferenzen der MRA in Caux 
in den Jahren 1948 bis 195231 )

Bemerkenswert zahlreich war Nordrhein- 
Westfalen vertreten. Waren 1948 die Anteile 
der nordrhein-westfälischen und der bayeri-
schen Teilnehmer mit 28,5% bzw. 26,6% fast 
gleich hoch, so kamen 1950 mehr als die Hälfte 
aller Teilnehmer aus Nordrhein-Westfalen. Es 
ist anzunehmen, daß hierbei vorrangig das 
Ruhrgebiet von Bedeutung war. Entsprechend 
der Taktik der MRA, zur Verbreitung ihrer 
Ideen zunächst Persönlichkeiten in Schlüssel-
positionen zu gewinnen, verwundert es nicht, 
daß man besonders dem Ruhrgebiet als dem 
industriellen Zentrum Deutschlands beson-
dere Wichtigkeit zumaß. Hinzu kam, daß Bonn 
1949 Bundeshauptstadt und politisches Zen-
trum Deutschlands wurde, was das Interesse 
der MRA an einer Arbeit in Nordrhein-West-
falen noch weiter verstärkte.

Insgesamt wurde die höchste deutsche Teil-
nahme im Jahre 1949 erreicht. Bei 414 deut-
schen Gästen im Vorjahre hatte sich 1949 de-
ren Zahl mehr als verdreifacht. Dies hängt zu-
sammen mit den Restriktionen, denen die 
Deutschen durch die Besatzungsmächte nach 
1945 unterworfen waren. Hatten 1947 und 
auch noch 1948 vor allem die Reisebeschrän-



kungen viele Personen an der Teilnahme ge-
hindert, so waren mit der Gründung der Bun-
desrepublik Deutschland im Jahre 1949 solche 
Schwierigkeiten weitgehend ausgeräumt. Um 
so erstaunlicher ist dann jedoch auf den ersten 
Blick der langsame, aber kontinuierliche 
Rückgang der deutschen Teilnehmerzahl. Für 
das Jahr 1952 ist nur knapp die Hälfte (660) der 
Teilnehmer des Jahres 1949 (1364) verzeich-
net. In den Folgejahren, die hier nicht näher 
untersucht werden, ging der Anteil der Deut-
schen noch weiter zurück. Mit der zunehmen-
den Konsolidierung der politischen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse verlor die MRA in 
Deutschland an Bedeutung. Die Vermutung 
liegt nahe, daß nicht zuletzt die Möglichkeit, 
das Elend des Nachkriegsdeutschlands für we-
nige Wochen mit der in jeder Hinsicht ange-
nehmen Atmosphäre in Caux zu tauschen, ein 
wesentliches Moment für die Anziehungs-
kraft der Bewegung darstellte. Dennoch er-
schöpft sich nicht allein darin die Bedeutung 
der MRA für den deutschen Wiederaufbau. 
Ihre ideellen und daraus resultierenden prak-
tischen Erfolge sind durchaus nicht zu verken-
nen, wie im folgenden näher dargestellt wer-
den soll.

Eine Rolle bei der sinkenden Bedeutung der 
MRA spielten auch die Angriffe gegen die Be-
wegung, die sich etwa ab 1950 von verschiede-
nen Seiten aus verstärkten. Besonders bei der 
katholischen Kirche hatte die starke Beteili-
gung christdemokratischer Politiker und der 
CDU nahestehender Persönlichkeiten an den 
Tagungen der MRA Argwohn geweckt. Schon 
1948 hatte Konrad Adenauer an der Konferenz 
in Caux teilgenommen32 ). Später beauftragte 
er den CDU-Bundestagsabgeordneten Paul 
Bausch, die Bundesregierung bei Tagungen 
der MRA zu vertreten. Anläßlich der Weltver-
sammlung der MRA vom 1. bis 12. Juni 1951 
schrieb der Bundeskanzler an Buchman: „Ich 
wünsche der Weltversammlung aufrichtig und 
herzlich einen starken und nachhaltigen Er-
folg, denn ich bin mit Ihnen der Überzeugung, 
daß die äußeren Beziehungen der Menschen 
und Völker zueinander erst dann ganz gefe-
stigt sein können, wenn eine innere Bereit- 
schäft dazu vorhanden ist. Die .Moralische 
Aufrüstung' hat sich in dieser Hinsicht große 
und bleibende Verdienste erworben. Das deut-
sche Volk erkennt dankbar die Hilfe an, die

33) Diese Bemerkung bezieht sich wahrscheinlich 
auf die Montanunion. Am 18. April 1951 war in Paris 
der Vertrag über die Gründung der Montanunion 
unterzeichnet worden, der am 23. 7. 1952 in Kraft 
treten sollte. Damit war die Beendigung des gelten-
den Ruhrstatuts am 19. 10. 1951 verbunden.
34) Schreiben Konrad Adenauers an Frank Buch-
man vom 28. Mai 1951; Library of Congress, Wa-
shington, Collections of the Manuscript Division.
35) Monita der Suprema Sacra Congregatio S. Offi- 
cii; vgl. Lexikon für Theologie und Kirche, 2. Aufl. 
Zum Verhältnis der MRA zur evangelischen Kirche 
siehe Schjorring, a. a. O., S. 98.

3 In einem Schreiben vom 22. 9. 1948 an Frank 
uchman dankt Adenauer für den Aufenthalt in 

Laux und äußert sich positiv zu Buchmans Werk; 
Nachlaß Adenauer, Stiftung Bundeskanzler-Ade- 
nauer-Haus, 07.04. 

ihm aus dem Wirken der .Moralischen Aufrü-
stung' zugeflossen ist. Die .Moralischen Aufrü-
stung' hat bald nach Beendigung des Krieges 
dem deutschen Volk die Hand gereicht und 
ihm geholfen, wieder mit den anderen Völ-
kern in Verbindung zu treten. Im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland hat sich die .Mo-
ralische Aufrüstung' eifrig um das Zustande-
kommen guter Beziehungen zwischen den So-
zialpartnern bemüht. In der letzten Zeit ist es 
nach manchen schwierigen Verhandlungen 
möglich gewesen, bedeutsame internationale 
Abmachungen zu treffen33 ); ich glaube, daß 
auch hierbei der Geist der .Moralischen Auf-
rüstung' unsichtbar, aber wirksam dazu beige-
tragen hat, bei den Verhandlungsteilnehmern 
das Gegensätzliche zu überbrücken und in der 
Suche nach dem gemeinsamen Guten den 
friedlichen Zwecken zu dienen, auf die alles 
menschliche Streben gerichtet sein soll-
te...“34 )

Zwar erkannten die beiden großen christli-
chen Kirchen das Bemühen der MRA grund-
sätzlich an, nahmen aber teilweise erhebli-
chen Anstoß an der Nichtbeachtung der dog-
matischen Grundsätze des Glaubens. Nach-
dem u. a. der Kölner Kardinal Frings zu Pfing-
sten 1950 scharfe Kritik an der MRA geübt 
hatte, erfolgte im Juli 1951 eine erste offizielle 
Stellungnahme der katholischen Kirche, die 
im März 1955 wiederholt wurde. Darin wurde 
zwar kein Verbot für die Teilnahme von Ka-
tholiken an der MRA ausgesprochen, aber vor 
möglichen Unklarheiten gewarnt. Eine Teil-
nahme von Priestern und Ordensleuten war 
nur mit besonderer Genehmigung möglich. 
Führende Stellen in der MRA durften auch 
von Laien nicht übernommen werden 35).
Kritik an der MRA wurde auch seitens der So-
zialdemokratie geübt. Während sich Kurt 
Schumacher kritisch-neutral verhielt, stand 
besonders Fritz Heine, Pressechef der SPD 
und Herausgeber des Neuen Vorwärts, Frank 
Buchman und seiner Bewegung gänzlich ab-



lehnend gegenüber. Zwar wurde von der Par-
teiführung keine offizielle Stellungnahme ab-
gegeben in bezug auf die Teilnahme von Par-
teimitgliedern an MRA-Veranstaltungen, aber 
man empfahl dennoch indirekt ein kritisch-di-
stanziertes Verhalten.

Bemerkenswert ist auch die Haltung der Pres-
se. Hatten anfangs die positiven Stimmen 
überwogen, die die MRA priesen als die inter-
nationale Organisation, die als erste wieder 
mit den Deutschen als gleichberechtigten 
Partnern das versöhnende Gespräch suchte, so 

mehrten sich später die kritischen Äußerun-
gen 36 ).
Trotz dieser teilweise scharfen Anfeindungen 
konnte die MRA bei ihren Konferenzen in 
Caux eine überraschend hohe Zahl führender 
Persönlichkeiten — Politiker, Gewerkschaft-
ler, Unternehmer, Journalisten — zu ihren 
Gästen zählen37).

36) Erwähnenswert ist hier ein besonders kritischer 
Artikel im Spiegel vom 13.10. 1954.
37) Einige der bedeutendsten Teilnehmer werden
nachfolgend genannt. Die nach den jeweiligen Na-
men in Klammern gesetzten Zahlen bezeichnen das 
entsprechende Teilnahmejahr. Bei der Angabe des
Berufes wurde in der Regel nur der Stand zum Zeit-
punkt der Teilnahme an der Konferenz berücksich-
tigt.
Konrad Adenauer, Fraktionsvorsitzender der CDU 
im nordrhein-westfälischen Landtag, Präsident des

Die hervorragende Bedeutung Nordrhein- 
Westfalens wurde zum Anlaß genommen, die 
nordrhein-westfälischen Teilnehmer geson-
dert auf ihre Berufe hin zu untersuchen ):

Die Berufsgliederung der nordrhein-westfälischen Teilnehmer 
bei den Konferenzen der MRA 1949 bis 195239)

Parlamentarischen Rates, ab 1949 Bundeskanzler 
(1949),
Rudolf Amelunxen, MdL (Zentrum), nordrhein- 
westfälischer Sozialminister (1948),
Josef Arndgen, MdL (CDU), hessischer Arbeitsmini-
ster, seit 1949 CDU-MdB (1949),
Karl Arnold, MdL (CDU), nordrhein-westfälischer 
Ministerpräsident (1948),
Paul Bausch, MdL Württemberg-Baden (CDU), ab 
1949 CDU-MdB (1948, 1949, 1950, 1951, 1952), 
Ludwig Bergsträsser, MdL Hessen (SPD), hessischer



Die Übersicht macht deutlich, wie sehr sich 
die MRA um den Unternehmensbereich be-
mühte. 1949 waren von den Konferenzteilneh-
mern aus Nordrhein-Westfalen dieser Gruppe 
43,1% der Teilnehmer zuzurechnen, darunter 
18,2% Unternehmer und 24,9% Betriebsräte. 
Wie zahlreiche Zeugnisse belegen, hat nicht 
zuletzt die MRA dazu beigetragen, Unterneh-
mer- und Betriebsvertreter bzw. Gewerkschaf-
ter an einen Tisch zu bringen und durch inten-

sives Bemühen zum sozialen Frieden beizutra-
gen. Bis 1951 und vor allem 1952 sanken die 
Werte für Betriebsräte und Unternehmer ab; 
dafür stieg der Anteil der Studenten von 1949 
bis 1952 fast um das Doppelte. Unter den Stu-
denten waren vielfach Vertreter studentischer 
Organisationen, auch studentischer Presse, 
die geeignete Vermittler der Ideen Frank 
Buchmans und seiner Bewegung zu sein schie-
nen.

Vertieft wurden die Bemühungen der MRA 
durch die Arbeit sogenannter Teams von 
MRA-Mitarbeitern in den einzelnen Regio-
nen. So waren in den Jahren 1948 bis 1952 ver-
schiedentlich MRA-Teams auch im Ruhrge-
biet tätig. Neben den bereits erwähnten Thea-
teraufführungen fanden vor allem auch Ver-
sammlungen und Kundgebungen statt Auf ei-
ner Pfingstkundgebung am 28. Mai 1950 in 
Gelsenkirchen, an der rund 12500 Personen 
teilnahmen, stand auch der Konflikt zwischen

V. Einsatz im Ruhrgebiet

Kapital und Arbeit im Betrieb zur Debatte. 
Hierzu erklärte der Direktor der Gelsenkir-
chener Bergwerks-AG., Bergassessor Hans 
Dütting:

„Wir haben versucht, in Betrieb und Büro, bei 
Verhandlungen und Diskussionen die Grund-
sätze der Moralischen Aufrüstung anzuwen-
den. Das erste Ergebnis war eine erstaunlich

41

e 
Besserung der Zusammenarbeit mit unseren 
nächsten Mitarbeitern. 

AG. und der Deutschen Kohlenbergbauleitung 
(1951),
Hans Lukaschek, Präsident des Hauptamtes für So-
forthilfe, Bundesvertriebenenminister (CDU) (1948, 
1951),
Walter Menzel, MdL Nordrhein-Westfalen (SPD), 
nordrhein-westfälischer Innenminister, Vorstands-
mitglied der SPD, SPD-MdB (1949),
Hermann Pünder, Oberdirektor des Verwaltungsra-
tes des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, CDU-MdB 
(1949, 1950),
Walter Raymond, Präsident der Bundesvereinigung 
der Arbeitgeberverbände (1951),
Elisabeth Selbert, Rechtsanwältin, Vorstandsmit-
glied der SPD, MdL Hessen (SPD) (1949),
Johannes Semler, Direktor der Verwaltung für 
Wirtschaft des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, 
CDU-MdB (1952),
Otto Springorum, Generaldirektor der Gelsenkir-
chener Bergwerks AG (1949),
Anton Storch, CDU-MdB, Bundesarbeitsminister 
(1950),
Eberhard Wildermuth, Wirtschaftsminister in 
Württemberg-Hohenzollern (DVP), ab 1949 Bundes-
wohnungsbauminister (FDP) (1948),
Hermann Winkhaus, Direktor der Mannesmann-
röhrenwerke (1949).
38) Es werden nur die Berufe einzeln aufgeführt, die 
von besonderer Bedeutung sind; die übrigen sind 
zusammengefaßt in der Spalte „Sonstige Berufe“.
39) Die Prozentzahlen beziehen sich auf die Gesamt-
heit aller Personen mit Berufsangabe des jeweiligen 
Jahres, d. h. Summe abzüglich der Frauen, Kinder 
und Personen ohne Berufsangabe.
40) Minister, Abgeordnete, Bürgermeister, Partei-
funktionäre.
41) Direktoren, leitende Angestellte, leitende Ver-
bandsfunktionäre.

Regierungspräsident, Mitglied des Parlamentari- 
sehen Rates, ab 1949 SPD-MdB (1949), 
Hans Böckler, Vorsitzender des DGB (1949), 
Heinrich Böx, stellvertretender Bundespressechef 
(1949),
Gerd Bucerius, Mitherausgeber „Die Zeit", Mitglied 
des Frankfurter Wirtschaftsrates, CDU-MdB 
(1949),
Anton Dichtei, MdL Baden (CDU), Landesvorsitzen-
der der CDU Südbadens, Vorstandsmitglied der 
CDU (1948),
Hans Ehardt, bayerischer Ministerpräsident, Lan-
desvorsitzender der CSU (1948),
Eugen Gerstenmaier, CDU-MdB (1952),
Josef Gockeln, Bürgermeister von Düsseldorf, Präsi-
dent des nordrhein-westfälischen Landtages, CDU-
MdB (1949),
August Halbfell, MdL Nordrhein-Westfalen (SPD), 
nordrhein-westfälischer Arbeitsminister (1948), 
Heinrich Hellwege, Vorsitzender der DP, Bundes- 
minister für Angelegenheiten des Bundesrates 
(1951, 1952),
Fritz Henßler, Oberbürgermeister von Dortmund, 
Vorsitzender der SPD im nordrhein-westfälischen 
Landtag (1948),
Wilhelm Hoegner, Generalstaatsanwalt, MdL Bay- 
em(SPD, 1946—47 bayerischer Justiz-, ab 1950 bay- 
irischer Innenminister (1948, 1949),
Hermann Höpker-Aschoff, ehemaliger preuss. 
taatsminister für Finanzen, FDP-MdB, erster Präsi-

dent des Bundesverfassungsgerichtes (1949), 
Erich Köhler, Präsident des Frankfurter Wirt-
schaftsrates. CDU-MdB (1948),
Hinrich Kopf, MdL Hannover (SPD), niedersächsi- 
scher Ministerpräsident (1948),
Heinrich Kost, Generaldirektor der Rheinpreußen



Dann begannen wir, unser Arbeitervertreter 
über unsere Pläne zur Verwirklichung dieser 
Ideologie zu unterrichten. Zuerst fanden wir 
Mißtrauen und abwartende Haltung. Als dann 
aber wirklich eine gewisse Änderung im Ver-
halten des Unternehmers festzustellen war, 
wuchs das Interesse an der Moralischen Auf-
rüstung und gleichzeitig das Vertrauen zum 
Unternehmer. Vielleicht gab ich selbst den 
stärksten Anstoß zu Änderung des beiderseiti-
gen Verhaltens, als ich offen über eine Fehl-
entscheidung von mir in personellen Dingen 
sprach und sie mit Hilfe der Betriebsräte wie-
der in Ordnung brachte.
Wir finden uns mehr und mehr auf der Basis 
der gleichen Ideologie, und daher haben wir 
auch keine Sorge vor der Auswirkung des er-
warteten Mitbestimmungsgesetzes, denn 
wenn wir absolut ehrlich und selbstlos sind, 
kann die Mitbestimmung für uns kein Problem 
sein. Ein Unternehmer, der in seiner Arbeit 
die vier absoluten Grundforderungen wirklich 
anwendet, gibt seinen Arbeitern mehr, als ir-
gendein Gesetz es verlangen kann. Wir sind 
sicher, auf diesem Weg wirklich bessere, be-
friedigendere Lebens- und Arbeitsverhält-
nisse zu schaffen, und zwar für den Arbeiter 
wie für den Unternehmer, im Privat- wie im 
Staatsunternehmen.
Aber das ist nicht die einzige Aufgabe des Un-
ternehmers. Wir müssen darüber hinaus die 
Initiative ergreifen, daß diese Ideologie durch 
die ganze Welt geht und Einigkeit zwischen 
allen Völkern und Kontinenten schafft."42 )

42) Unterlagen des MRA-Archivs, Caux.
43) Seit 1950 beschäftigten sich Parteien, Gewerk-
schaften und Unternehmerschaft mit der Ausarbei-
tung eines Mitbestimmungsgesetzes. Gespräche 
zwischen Gewerkschafts- und Unternehmervertre-
tern über das Mitbestimmungsrecht wurden im Juli

1950 ergebnislos abgebrochen. Im Zuge der sich zu-
spitzenden Lage kam es zu dem Sondergesetz für 
den Montanbereich vom 21. Mai 1951, das im Ge-
gensatz zu dem Betriebsverfassungsgesetz vom 
11.10. 1952 vom Grundsatz der Parität von Kapital 
und Arbeit ausgeht. Im Zusammenhang mit der Mit-
bestimmungsdiskussion schrieb W. K., einer der 
MRA-Mitarbeiter, am 24.10. 1950 an Buchman: “At a 
time when the attitude of the Trade Unions towards 
Mitbestimmungsrecht is hardening, the influence of 
these Caux-trained trade unionists may produce an 
inspired course of action in the near future.” („Zu ei-
ner Zeit, wo sich die Einstellung der Gewerkschaf-
ten zum Mitbestimmungsrecht verhärtet, kann der 
Einfluß der Caux-geschulten Gewerkschafter in na-
her Zukunft eine moralisch inspirierte Richtungsän-
derung schaffen.") MRA-Archiv, Caux. Aus Gründen 
des Datenschutzes können nur die Initialen angege-
ben werden. Der vollständige Name ist dem Verfas-
ser bekannt.
44) Unterlagen des MRA-Archivs, Caux. Siehe 
hierzu auch den Bericht Dikus' über die neue Be-
triebssituation auf der Weltkonferenz 1950, in: 
Caux. Weltkonferenz für moralische Aufrüstung 
1950, S. 2.
45) Kuss stellte die sogenannten „8 Thesen zu einem 
Neuen Weg" auf, die er zu Beginn der Mitbestim- 
mungsdikussion auch dem zuständigen Bundestags-
ausschuß für Arbeit zukommen ließ; Ernst Kuss an 
Anton Sabel (Ausschußvorsitzender) vom 21.1.1950, 
Parlaments-Archiv I 347, B, Bd. 2, 7. Ein Exemplar 
der von Ernst Kuss herausgegebenen Broschüre: 
Mitbestimmung und gerechter Lohn als Elemente 
einer Neuordnung der Wirtschaft, Duisburg 1950, 
befindet sich im Archiv der Mannesmann AG., 
M 21.551.
46) Haurand hat in den Jahren 1948, 1949 und 1950 
an den Konferenzen in Caux teilgenommen und
stand auch mit dem DGB-Vorsitzenden Hans BöCk 
ler in Kontakt. Zur Entstehung der Resolution des

Als Betriebsratsvorsitzender der Gelsenkir-
chener Bergwerks-AG. bestätigte Paul Dikus 
diese Ausführungen: „Vor einem Jahr, glaube 
ich, hätten wir uns beide für verrückt erklärt, 
wenn ich gesagt hätte, daß Assessor Dütting 
und ich hier in diesem Raum gemeinsam spre-
chen werden. Was ist denn die große Weltkri-
se, in der wir uns befinden? Doch nur eine 
Krise des Mißtrauens. Die Leute der Morali-
schen Aufrüstung sehen die Besserung der 
Verhältnisse von dem Gesichtspunkt aus: 
Wenn ich mich ändere, dann ändern sich die 
Verhältnisse.' Im Betrieb ändern sich die Ver-
hältnisse ganz wesentlich. Es braucht die 
Furcht um den Ausgang des Kampfes um das 
Mitbestimmungsrecht gar nicht so groß zu 
sein43 ). Wenn wir, jeder an seiner Stelle, nach 

den Grundsätzen der Moralischen Aufrüstung 
leben, dann haben wir eine Antwort gefunden 
auf den Haß, der vorläufig noch in der Welt 
lebt."44 )
Auf den Einfluß Buchmans läßt sich — zumin-
dest teilweise — auch das „Experiment" zu-
rückführen, das der Direktor der Duisburger 
Kupferhütte, Ernst Kuss, der 1949 an der Kon-
ferenz in Caux teilgenommen hatte und mit 
der MRA in gutem Kontakt stand, in seinem 
Betrieb durchführte. In der Duisburger Kup-
ferhütte wurde die Gewinnbeteiligung einge-
führt; der Vorsitzende des Betriebsrats saß als 
gleichberechtigtes Mitglied im Vorstand45 ). 
Kuss berief sich auf seine christliche Einstel-
lung und sah in seinem Verhalten eine Mög-
lichkeit, auch seine Arbeiter, unter denen etli-
che Kommunisten waren, zu „christianisieren". 
Von seinem Erfolg beeindruckt war besonders 
Peter Wilhelm Haurand, Direktor der Metall-
fabrik Halver, der entscheidend am Zustande-
kommen des Entschlusses des Bochumer Ka-
tholikentages vom September 1949 zur Mitbe-
stimmung mitgewirkt hatte46 ).



Im Ruhrgebiet führten Mitarbeiter der MRA 
Schulungskurse (training courses) für die 
Bergarbeiter durch. Wie sich dieses Bemühen 
konkret auswirkte, zeigt ein Bericht des MRA- 
Mitarbeiters S. C.47 ) an Frank Buchman: 
"Tomorrow there will be a meeting in Gelsen-
kirchen of the fifty Betriebsräte from the Ruhr 
dosest to us, a meeting summoned by Paul Di- 
kus, chairman of the 250 000 miners in the Gel-
senkirchen group. I had thought of sending 
news of this meeting as soon as it had taken 
place, but last night a small preparation mee-
ting for it which was led by Paul Dikus, was so 
revolutionary that I just feit I had to send a few 
lines on it."468)

48) Schreiben S. C. an Frank Buchman vom 4.11. 
1950, MRA-Archiv, Caux: „Als Dikus hereinkam und 
sich setzte, sagte er: Jetzt müssen wir sehen, wie 
moralische Aufrüstung tatsächlich funktioniert. 
Heute wäre ich aus der Haut gefahren ohne die 
Schulung, die mir die Kameraden verpaßt haben. Es 
war eine knifflige Situation, als das Streikkomitee 
mit der Faust auf den Tisch schlug. Danach mußte 
ich nach Essen, um mit der Zentralverwaltung der 
Gelsenkirchener Gesellschaft zu verhandeln. Heute 
nachmittag habe ich dann Dütting getroffen.' An 
diesem Punkt erregte sich Paul, der uns bis dahin 
eher ruhig und bedächtig erschienen war, fuchtelte 
mit den Armen und betonte nachdrücklich: ,Ich 
sage Euch: das ist eine Revolution. Noch vor einem 
Jahr habe ich Dütting verdammt. Inzwischen sind 
wir bei unserer Arbeit wahre Kollegen. Jedes Tref-
fen mit ihm bei Verhandlungen ist für mich ein per-
sönlicher Gewinn. Nun kann jeder Arbeiter auf glei-
cher Ebene mit Hans Dütting leben. Der Geist des 
Klassenkampfes ist tot — bei uns lebt der Geist der 
Versöhnung. Ich habe schon immer Dogmatismus 
und Theoretisiererei gehaßt, aber was Dütting uns 
bei der Moralischen Aufrüstung gezeigt hat, ist die 
Verbindung von Theorie und Praxis.'
Er berichtete dann von einem Treffen Düttings mit 
dem Betriebsrat, wo er die gesamten Zahlen über 
die finanzielle Lage der Firma offenlegte und diesen 
völlig ins Vertrauen einbezogen hatte. ,Ich wieder-

S. C. schildert die Situation in der Zeche Nord-
stern, die innerhalb der Gelsenkirchener Berg-
werks AG am stärksten von Kommunisten be-
herrscht sei. Von zwei kommunistischen Be-
triebsräten seien auch die Aktivitäten für ei-
nen erneuten Streik ausgegangen. C. berich-
tet, wie diese Gefahr gemeinsam von dem Be-
triebsratsvorsitzenden Paul Dikus und Hans 
Dütting, dem Direktor der Gelsenkirchener 
Bergwerks AG., abgewehrt worden ist:
"As Dikus came in and sat down he said, 'Now 
we must see how Moral Re-Armament really 
works. Today I would have lost my temper but 
for the training these fellows have given me. It 
was a difficult Situation when the strike Com-
mittee came along and thumped the table. Af-

Katholikentages zur Mitbestimmung und der Mit-
wirkung Haurands siehe Herbert John Spiro, The 
Politics of German Codetermination, Cambridge 
1958, S. 59. Die Resolution des Katholikentages ist 
abgedruckt bei Oswald von Nell-Breuning, Mitbe-
stimmung, Landshut 1950, S. 73, sowie in: Gerechtig-
keit schafft Frieden. Bericht über den 73. Deutschen 
Katholikentag 31.8. bis 4.9. 1949, Paderborn 1949, 
S. 213. Siehe dazu auch Franz Klüber, Katholische 
Soziallehre und demokratischer Sozialismus, Bonn 
1979, bes. S. 102 ff. Zur neueren Diskussion auch An-
ton Rauscher (Hrsg.), Mitbestimmung. Referate und 
Diskussionen auf der Tagung katholischer Sozial-
wissenschaftler vom 17. bis 19. Februar 1968 in Mön-
chengladbach (Veröffentlichungen der Katholi-
schen Sozialwissenschaftlichen Zentralstelle Mön-
chengladbach), Köln 1968.

„Morgen werden sich in Gelsenkirchen die fünf- 
zig Betriebsräte von der Ruhr treffen, die uns am 
nächsten stehen, eingeladen von Paul Dikus, dem 
Vorsitzenden der 250 000 Bergleute aus Gelsenkir-
chen. Eigentlich sollte ich Sie erst nach Beendigung 
des Treffens darüber informieren, aber letzte Nacht 
land unter der Leitung von Paul Dikus eine kleine 
Xor bereitungsrunde statt, die so revolutionär war, 
daß ich Ihnen gleich darüber ein paar Zeilen schrei-
ben möchte.“
47) Aus Gründen des Datenschutzes können hier 

Wie im folgenden bei den engeren MRA-Mitarbei- 
lern nur die Initialen angegeben werden. Die voll-
ständigen Namen sind dem Verfasser bekannt. 

ter I had spent time with them I had to go off to 
Essen to negotiate with the Central manage-
ment of all the Gelsenkirchen Company. Then 
to see Dütting this afternoon.' At this point 
Paul, who has been a rather slow-moving, 
quiet-spoken fellow in his dealings with us hi- 
therto, became tremendously roused, waved 
his arms with great emphasis and said, 'I say to 
you, this thing is revolution. A year ago I consi- 
dered Dütting a damnable fellow. Now we are 
real colleagues in our work together. Every 
time we are together to negotiate is an en- 
riching time in my life. Every worker is able to 
be on a level of equality now with Hans Düt-
ting. Here there is no longer a spirit of Class- 
war — here we have an atomic power of recon- 
ciliation. I have always hated dogmatism and 
theorizing, but what Dütting has shown us in 
Moral Re-Armament is not theory, but theory 
and practice going hand in hand.’
He then went on to talk about a meeting re- 
cently where Dütting told the Works Councils 
members the full figures of the financial Situa-
tion of the firm and took them completely into 
his confidence. That I repeat, was the meeting 
of my life. Dütting told us things we have al-
ways wanted to know. He laid all the cards on 
the table. It is something entirely new. And 
look at all the other things that are happening 
— all the houses that are being built, all the 
new social amenities for the workers. I teil you, 
it is a practical application of Moral Re-Arma-
ment."'48)



In den meisten Fällen wohnten die MRA-Mit- 
arbeiter in deutschen Familien. Führende Poli-
tiker, Unternehmer und Gewerkschafter, aber 
auch Arbeiterfamilien boten ihre Gastfreund-
schaft an. Auch Veranstaltungen wurden häu-
fig aus privaten Spenden finanziert. So be-
mühte sich der Verleger und CDU-Bundes-
tagsabgeordnete Gerd Bucerius, für den Be-
such der Schauspieltruppe und die Auffüh-
rung des Dramas „Der vergessene Faktor" in 
Hamburg vom Hamburger Senat 10000 DM zu 
erhalten. Er selbst sagte eine Spende von 1000 
DM zu49 ).

50) Schreiben S. C. an Frank Buchman vom 25.12. 
1951, MRA-Archiv, Caux: „Der Innenminister Dr. 
Lehr hat seine Initiative weiterentwickelt ... Am 
3. März gibt er einen privaten Empfang im Düssel-
dorfer Industrieclub, dessen Vorsitzender er ist. Ein-
geladen sind vier oder fünf Mitglieder der Regie-
rung, eine halbes Dutzend Spitzenleute aus der In-
dustrie und zehn bis zwölf Vertreter der Morali-
schen Aufrüstung."
51) Bericht M. F. aus Düsseldorf am 23.1 1. 1949, 
MRA- Archiv, Caux: „Wir bereiten gerade das Land-
tagstreffen vor. Katzenberger hofft, daß Arnold 
kommen wird. Springorum und unsere besten Wort-
führer von der Ruhr kommen, vielleicht auch Böck-
ler oder Föcher. Gestern traf sich Sydney mit Sprin-
gorum und sechs anderen Ruhrbaronen. Sie über-
legten sich, wie sie am besten zu unserem Werk bei-
tragen könnten... Sie hatten das Gefühl, daß sie am 
besten viele ihrer Freunde dazu gewinnen sollten, 
regelmäßig zu spenden."

Neben den größeren Veranstaltungen gab es 
in weitem Umfange persönliche Kontakte, um 
bereits bestehende Verbindungen zu vertiefen 
und neue Freunde für die MRA zu gewinnen. 
Vorzugsweise bemühte man sich dabei um die 
Unterstützung einflußreicher Persönlichkei-
ten aus dem politischen und wirtschaftlichen 

Bereich. So berichtet S. C.: 'The Minister of the 
Interior, Dr. Lehr, has continued his initiati-
ve... Then, on Saturday, March 3, the Minister 
is giving a private luncheon in the Industrie-
klub in Düsseldorf, of which he is President, at 
which he expects four or five of the Federal 
Cabinet, half-a-dozen top industrialists, and 
10—12 representatives of Moral Re-Arma- 
ment.”50 ) Und im Bericht des MRA-Mitarbei- 
ters M. F. heißt es: “We are buzy preparing the 
Landtagsmeeting. Katzenberger is hoping that 
Arnold will come. Springorum is coming and 
of course all our best spokesmen from the 
Ruhr. There is some chance that Böckler or Fö- 
cher may come. Sydney met Springorum and 
six other Barons yesterday. They were discus- 
sing how they could best contribute to our 
work ... They feel now that they would rather 
do it personally getting a large number of their 
friends to make regulär contributions."51 )

VI. Resümee

Die vorangegangenen Zeugnisse weisen ei-
nerseits auf die Popularität hin, die die MRA 
in den Nachkriegsjahren in Deutschland ge-
noß. Andererseits deuten sie auch die Erfolge 
an, die sie insbesondere in der Wirtschaft er-
zielte.
Das Jahr 1952, das als Endpunkt dieser Unter-
suchung gewählt wurde, ist zwar nicht als das 
Ende der MRA-Tätigkeit in Deutschland zu 
betrachten, stellt aber dennoch einen gewis-
sen Abschluß dar. Die politische und wirt-
schaftliche Lage in der Bundesrepublik hatte 
sich zunehmend konsolidiert. Zu nennen sind 
auf außenpolitischem Gebiet die erfolgreichen 
Bemühungen des Bundeskanzlers um Revidie- 
rung des Besatzungsstatuts bis zu seiner Sus-
pendierung am 26. Mai 1952 und besonders 
der Vertrag über die Montanunion, der am 
18. April 1951 unterzeichnet wurde. Innenpoli-
tisch waren vor allem das Montanmitbestim-
mungsgesetz vom 21. Mai 1951 und das La-

hole — das war die Begegnung meines Lebens. Düt- 
ting sagte uns das, was wir schon immer wissen 
wollten. Er legte alle Karten auf den Tisch. Das ist 
etwas vollkommen Neues. Und schaut euch an, was 
sonst noch alles passiert — all die Häuser, die ge-
baut werden, all die neuen sozialen Errungenschaf-
ten für die Arbeiter. Ich sage euch, das ist eine prak-
tische Anwendung von Moralischer Aufrüstung. " 
49) Schreiben S. C. an Frank Buchman vom 2.12. 
1949, MRA-Archiv, Caux. 

stenausgleichsgesetz vom 14. August 1952 
Meilensteine auf dem Weg zu wirtschaftli- 
chem und sozialem Frieden. Zwar lassen sich 
in diesem Zusammenhang die Erfolge der 
MRA nicht anhand von Fakten aufzeigen, 
doch ist ihre geistige Mitwirkung bei der 
Schaffung einer Atmosphäre der Verständnis- 
und Gesprächsbereitschaft, gerichtet auf In-
teressenausgleich und politischen wie sozia-
len Frieden, sicherlich von Bedeutung gewe-
sen. Der nordrhein-westfälische Ministerprä-
sident Karl Arnold sieht dann auch die MRA 
als die geistige Bedingung, die erst ein inte-



griertes Europa ermögliche52 ). Auf die Bedeu-
tung der MRA beim Schumanplan soll an die-
ser Stelle nicht näher eingegangen werden. 
Denn beweisen läßt sich die häufig aufge-
stellte Behauptung eines Zusammenhangs 
zwischen der Entstehung des Schumanplans 
und der Person Frank Buchmans wohl schwer-
lich53 ). Zweifellos hat jedoch die MRA dazu 
beigetragen, ein gemeinsames europäisches 
Bewußtsein zu schaffen und die Gegensätze 
abzubauen. Das größte Verdienst hat sich die 
MRA aber wohl erworben, indem sie nach 
1945, in einer Zeit des völligen Zusammen-
bruchs, Hilfe geboten hat bei der Suche nach 
einer neuen Identität zunächst auf persönli-
cher, aber auch auf politischer und wirtschaft-
licher Ebene. Selbst wenn vermutlich einige 
der zahlreichen Gäste der MRA in Caux zu-
nächst weniger aus ideellen Gründen an den 
Konferenzen teilgenommen haben, darf die 
Gesamtwirkung der Tätigkeit Buchmans und 
seiner Mitarbeiter nicht unterschätzt werden. 
Als erste haben nach dem Krieg Frank Buch-
man und seine Mitarbeiter die Deutschen als 
gleichberechtigte Gesprächspartner aner-
kannt und mit ihnen nach neuen Wegen ge- 
52) Zu Arnolds Haltung siehe Karl Arnold, Deutsche 

Beiträge zur Verwirklichung der Europa-Idee, in: 
Politeia 1, Krefeld 1950, S. 23 f. Rainer Barzel (Hrsg.), 
Karl Arnold. Grundlegung christlich-demokrati-
scher Politik in Deutschland, Bonn 1961, S. 169f., 
nach Schjorring, a. a. O„ S. 94/95.
53) Näheres dazu bei Schjorring, a. a. O., S. 94 ff. 

sucht heraus aus dem Chaos dieser Zeit. Wenn 
die MRA auch die Gegensätze zwischen Kapi-
tal und Arbeit nicht auflösen konnte, so hat sie 
doch durch ihren intensiven Einsatz gerade in 
diesem Bereich ganz entscheidend zum Abbau 
von Vorurteilen und zum Ausgleich der sozia-
len Gegensätze beigetragen.
Ihre religiöse Offenheit, der Verzicht auf theo-
logische Dogmen, ermöglichte es der MRA, ei-
nen weiten Personenkreis anzusprechen und 
für ihre Ideen empfänglich zu machen, trug 
aber gleichzeitig dazu bei, eine Kooperation 
mit den christlichen Kirchen zu erschweren, 
wenn nicht gar unmöglich zu machen. Es ist 
anzunehmen, daß diese mangelnde Zusam-
menarbeit mit dazu beitrug, daß die MRA in 
den fünfziger Jahren an Einfluß verlor. Nach-
dem sich die Bewegung in den ersten Nach-
kriegsjahren konkret und gezielt um die Lö-
sung der politischen, wirtschaftlichen und so-
zialen Probleme bemüht hatte, trat nach Erfül-
lung dieser Aufgabe ein Zustand der „Erstar-
rung" ein, wie es Schjorring nennt, wobei sich 
auch die fehlende Kooperation mit den großen 
christlichen Kirchen auswirkte. Den Verdien-
sten der MRA in der Phase des Wiederaufbaus 
vermag dies jedoch keinen Abbruch zu tun. 
Mit ihrer gänzlich unkonventionellen Art, ih-
rer — wenn auch kurzfristigen — Popularität 
und ihrem Einfluß in Politik und Wirtschaft 
stellt die MRA jedenfalls eine bemerkens-
werte Erscheinung der Nachkriegszeit dar.



Kurt Gerhard Fischer

„Viel Lärm um nichts" - oder: Wie ist es um 
die Politische Bildung bestellt?'

Verfolgt man gerade in den letzten Jahren das 
publizistische Geschehen um die Politische 
Bildung in der Bundesrepublik Deutschland, 
so gewinnt man den Eindruck von hohen An-
sprüchen, Bedeutung, von schulpolitisch und 
schulpraktisch Gewichtigem.

Angesichts dieses Eindrucks, angesichts nicht 
zuletzt auch der vehement verfochtenen Strei-
tigkeiten und des Höhenflugs einiger Mitden-
ker darf die Frage erlaubt sein, welche Realität 
alledem korrespondiert.
Damit es kein Mißverständnis gibt: „Realität" 
meint hier in aller Trivialität und Banalität die 
Realsituation des Unterrichtsfaches oder der 
Unterrichtsfächer für die Politische Bildung, 
gleichviel, wie auch immer sie, von Land zu 
Land im Zeichen von Kulturföderalismus un-
terschiedlich etikettiert, heißen mögen.

Da gibt es einmal das „Spezialfach" der Politi-
schen Bildung unter Kennzeichnungen wie 
Gemeinschaftskunde, Sozialkunde, Weltkun-
de, Welt/Umwelt, Politik/Sozialkunde, Wirt- 
schaft/Politik, Wirtschafts- und Rechtslehre. 
Da gibt es Integration oder Koordination na-
helegende Etiketten wie Gesellschaftslehre 
(Geschichte, Erdkunde, Politik), Welt-/ 
Umweltkunde (Erdkunde, Geschichte, Sozial-
kunde).
Daneben treten alle jene Fachetikettierunfen, 
die ökonomisches als Lerninhalte-Akkumula- 
tion erkennen lassen, zum Beispiel Arbeitsleh-
re, Polytechnik/Arbeitslehre und ähnliches. Es 
kann kein Zweifel bestehen: Alle diese Fä-
cher, auch wenn sie unter so apolitisch schei-
nenden Etiketten angeboten werden wie „Ar- 
beitslehre/Technisches Werken/Textilarbeit" 
oder „Haushalts- und Wirtschaftskunde", sind 
ebenso politisch wie autonomer Geschichts- 
und Erdkundeunterricht. Für sie gilt auf eine 
andere Weise als für alle anderen Fächer, daß 
einem jeden das Politische immanent ist. Den-
noch wird sich kein Politikdidaktiker damit 
befreunden oder abfinden können, wenn ihm 
«von Amts wegen" gesagt wird, in diesen Fä-
chern finde in so großem Maße so intensiv Po-
litische Bildung statt, daß auf ein eigenständi-
ges Fach verzichtet werden könne oder daß 

der Stundenanteil für dieses Fach, etwa im 
Verlauf de 1r Sekundarstufe  — mehr oder 
minder erheblich — empfindlich gekürzt wer-
den könne 1).
.Arbeitslehre" ist immer auch Tun, und dabei 
sollte es zumal für die Hauptschulen und die 
Hauptschüler auch bleiben, so sehr das curri- 
culare Gebot der „Vertiefung", der Herstellung 
von Zusammenhängen mit der industrialisier-
ten Arbeitswelt und anderem zu begrüßen ist. 
Nur ein Teil der Unterrichtsstunden einer 
„modernen" Arbeitslehre ist ex definitione Po-
litische Bildung.
Und welcher Art kann das politisch Bildsame 
etwa sein, wenn makro- und mikroökonomi-
sches Modelldenken in gehöriger Verdün-
nung den Schülern zugemutet wird? Welches 
■politische Bewußtsein ist als „Nebeneffekt" ei-
ner Haushaltskunde zu gewärtigen, die sich 
am Hausmütterchen, gar an den drei K der 
vordemokratischen Frauenrolle orientiert? 
Unpolitisch sind die Verhaltensweisen gewiß 
nicht, die durch Tun und durch Belehrung na-
hegelegt werden! Ob sie jedoch mit ein wenig 
Gewißheit solche Verhaltensweisen sind, die 
weibliche Bürger in Wirtschaft, Gesellschaft 
und Staat unserer Tage qualifizieren?
Auch „Rechtslehre" läßt sich derart apolitisch 
unterrichten, nämlich als eine Abfolge von 
„Einführungen in..", daß die Schüler zwar wis-
sen, daß es ein BGB, ein StGB und noch man-

1) Unter anderem ist für den Argumentationsstil in 
den Auseinandersetzungen um den Politischen Un-
terricht kennzeichnend, daß und wie mit einzelnen 
Denkfiguren der Politischen Didaktik je nach Ab-
sicht operiert wird. Einerseits wurde und wird mir 
vorgehalten, daß meine vor Jahrzehnten geprägte 
Rede von der Austauschbarkeit der Lehrgüter“ be-
reichsdidaktisch problematisch sei, andererseits 
wird diese Denkfigur überstrapaziert, um zu be-
gründen, daß Fächer wie die im Kontext beispiels- 
haft genannten die Politische Bildung „leisten“. Bei-
des ist, so hingesagt, unsinnig: Im Politischen Unter-
richt geht es selbstverständlich nur um eine relative 
Austauschbarkeit der Inhalte, und durch Techni-
sches Werken lernt niemand — es sei denn, dieses 
Fach würde lehrplanwidrig umfunktioniert in Poli-
tik-Unterricht — Gesellschaftsanalyse, um ein Bei-
spiel für einen unverwechselbaren Lerninhalt des 
Politischen Unterrichts, hochgradig verallgemei-
nert, vorzustellen.



ches andere dicke Buch gibt, ohne daß ihnen 
bewußt würde, daß sie von Geburt an, weil von 
Natur aus, Grundrechtsträger sind. Was ge-
schieht, wenn Rechtskunde als elementari- 
sierte Propädeutik des geltenden positiven 
Rechts gelehrt wird, ist politisch bildungswirk-
sam; aber wieder stellt sich die oben schon an-
gedeutete Frage, welche Vorstellung vom Bür-
ger gemeint ist
Es wäre ungerecht, nicht auch Neuestes zu er-
wähnen: Innovationsfreudig, wie die Kultus-
minister der Länder unseres Bundesstaates 
nun einmal sind, steht den Schülern ein neues 
Fach ins Haus: „Ethik-Unterricht“ wird, ver-
mutlich wiederum unter das föderalistische 
Prinzip charakterisierenden unterschiedli-
chen Bezeichnungen, die Palette jener Fächer 
ergänzen und erweitern, die Politische Bil-
dung betreiben, deren Lehrern im besonderen 
der Voraufbau von Verhaltensweisen für den 
zukünftigen Staatsbürger anbefohlen ist.
Diese Skizze mag den Eindruck vermitteln, es 
sei alles wohlbestellt um die Handbietung 
durch die öffentliche Schule, um aus den Men-
schen der heutigen Schülergeneration zünf-
tige Demokraten zu machen. Indes: der Ein-
druck trügt!
Legt man nämlich der Analyse von Politischer 
Bildung in unseren Schulen einmal nicht die 
Vielfalt von Etiketten oder theoretisch-didak-
tischer Ansätze zugrunde, sondern den Anteil 
des Fachs der Politischen Bildung im engeren 
Sinne am Gesamtdeputat von Fächern und 
Unterrichtsstunden, so kommt man zu — ge-
linde formuliert — erschreckenden Erkennt-
nissen. Einige Zahlenangaben können dies be-
legen:
Einer von der „Ständigen Konferenz der Kul-
tusminister" erstellten Übersicht — Stand: Ja-
nuar 1980 — kann zwar entnommen werden, 
daß für die Summierung von Schülerwochen-
stunden in den Hauptschulen von „Fachberei-
chen" ausgegangen wird: Deutsch — Fremd-
sprachen — Mathematik — Naturwissen-
schaftliches Aufgabenfeld — Gesellsch. Auf-
gabenfeld (so steht es in dem hier herangezo-
genen Papier; dem Leser bleibt überlassen, die 
Abkürzung je nach Geschmack aufzulösen 
entweder in „gesellschaftswissenschaftliches“ 
oder in „gesellschaftliches" Aufgabenfeld; 
ziemlich unsinnig sind beide Termini) — Mu-
sisches Aufgabenfeld — Sport — Religion — 
Arbeitslehre — Sonstiges — Wahlpflichtfä-
cher — Arbeitsgemeinschaften. Dennoch wird 
daran festgehalten, von Ausnahmen abgese-
hen, Geschichts-, Erd- und Sozialkunde „auto-
nom" auszuweisen und mit höchst unter-
schiedlichen Stundendeputaten zu versehen.

Hierbei handelt es sich um die Summe aller Schü- 
lerwochenstunden pro Fachbereich in den Klassen-
stufen 5—9 der Hauptschule. (1): einschließlich Ar-
beitslehre, (2) desgl.
Wir haben den Nachweis der Einzelfächer des le-
gendären Aufgabenfeldes so danebengestellt, daß 
zumindest für die Hauptschule die Gewichtung der 
Lernangebote erkennbar wird; (3) bedeutet: davon 
4 Stunden Weltkunde2).

Daß diese Übersicht Rätsel und Rätselhaftes 
enthält, bemerkt jedermann auf den ersten 
Blick, der auch nur einigermaßen mit den Rea-
litäten in diesem oder jenem Bundesland ver-
traut ist. Hierauf kann an dieser Stelle nicht 
detailliert eingegangen werden: cum grano sa- 
lis gibt sie einen Überblick für die Hauptschu-
len in unserem Staat.
Die unübersehbare Vorliebe für Erdkunde läßt 
darauf schließen, daß es in unseren Haupt-
schulen zentral darum geht, künftig-zünftige 
Seefahrer, Welteroberer oder, wenn schon 
dies alles nicht, vermutlich Wetterfrösche zu 
bilden. Die Benachteiligung von Sozialkunde

2) Es muß eingestanden werden, daß die Übersicht 
für den „Laien" nicht voll durchschaubar ist, so daß 
mit Einsprüchen aus diesem oder jenem Bundesland 
gerechnet werden darf. Es geht hier aber nicht um 
eine Wochenstunde mehr oder weniger, sondern 
um Qualitatives. Deshalb sei ergänzend angemerkt, 
daß Hauptschüler in der Bundesrepublik Deutsch-
land im Durchschnitt 155 Schülerwochenstunden 
unterrichtet werden; der Anteil der Sozialkunde an 
diesem Stundendeputat liegt also zwischen knapp 
2 % aller Wochenstunden und 4 %. 



hingegen ist so eklatant, daß vermutet werden 
darf, unsere Kultusminister vertrauen den mo-
dernen, raffinierten Instrumenten zur Herstel-
lung von Massenloyalität mehr als dem Vehi-
kel Schule; wer erwartet, daß bei einer derarti-
gen Disqualifizierung der Politischen Bildung 
„mündige Staatsbürger" als Ergebnis vorge-
zeigt werden könnten; aber auch: wer der 
Schule, dem Politik-Unterricht politische Apa-
thie, Werteverfall und anderes, aber ähnliches 
in die Schuhe schiebt, macht es sich zu be-
quem, indem er — oder sie — Ursache und 
Wirkung vertauschen. Und wer annimmt, daß 
die, wie auch immer in ihrer Wissenschafts- 
haltigkeit zu qualifizierenden Empfehlungen 
der Kultusministerkonferenz, etwa zum 
Thema „Die Deutsche Frage“ oder „Europa", 
mehr als Makulatur sind oder jemals werden 
könnten, kennt die Schule nicht.

Machen wir es doch einmal konkret: Da gibt 
es also Bundesländer, deren Hauptschüler 
während 1 fünf Schuljahren insgesamt drei 
Schülerwochenstunden Politische Bildung 
über sich ergehen lassen müssen. Auch in die-
sen Bundesländern gibt es Ferien, gibt es Fei- 
ertage, gibt es anderweitig begründeten — 
oder auch manchmal unbegründeten — Unter-
richtsausfall, gibt es Lehrermangel und Leh-
rerwechsel, gibt es zu große Klassen und so 
weiter. Man muß sehr optimistisch sein um zu 
unterstellen, daß

3
 den Hauptschülern in diesen 

Bundesländern sage und schreibe  (Jahre) 
x 1 Wochenstunde zu 45 Minuten, abzüglich 
oben genannter Schulprobleme sowie zusätz-
lich abzüglich aller Alltagsprobleme (man-
gelnde Motiviertheit der Schüler, Erledigung 
klassenorganisatorischer Angelegenheiten 
und so weiter) x 35 Unterrichtswochen (noch-
mals: abzüglich oben aufgelisteter Probleme, 
die nicht in der „Macht" von Lehrern oder 
Schülern liegen) Politik-Unterricht zuteil wird. 
Das heißt also: 105 Unterrichtsstunden Politi-
sche Bildung sind hierzulande genug!

Angesichts dieses katastrophalen Mißstandes 
— man kann es nicht vornehmer charakteri-
sieren, wenn einem denn daran gelegen ist, 
seinen Lebensabend und das Leben seiner 
Kinder und Enkelkinder in der Obhut der „for-
malen Demokratie" zu wissen — wirken so-
wohl die Bekundungen unserer Politiker hin-
sichtlich der Erwartung einer „kritisch-loya-
len“ Jugend als auch die meisten Veröffentli-
chungen zur Theorie der Politischen Bildung 
der letzten Jahre schlicht realitätsfern. Denn 
was ist in diesen wenigen Stunden „beizubrin-
gen"? Wie kann Wissen, Erkenntnis und Ein-

sicht, wie können demokratieadäquate Ver-
haltensweisen voraufgebaut respektive geför-
dert, wie kann Konfliktlösung durchdacht und 
geübt, wie kann rationale Analyse der gesell-
schaftlichen Strukturen geleistet, wie kann ir-
gendeines der blumigen „obersten Lernziele" 
— „Emanzipation" und/oder — die Alternative 
ist unsinnig, übrigens — „Rationalität" — we-
nigstens in den Reflektionshorizont der jun-
gen Menschen gebracht werden, die eines Ta-
ges die Mehrheit des Staatsvolkes und damit 
des Wahlvolkes stellen werden?
Nicht die politische Apathie der jungen 
Staatsbürger ist verwunderlich, sondern jene 
der Eltern und ihrer Organisationen: Die El-
tern von heute haben noch Erinnerungen an 
die harten Jahre des Wiederaufbaus, wissen 
noch, unmittelbar vermittelt durch ihre Väter 
und Mütter, was Nazismus, was Krieg, was 
Hunger, Vertreibung heißt — aber mir ist kein 
Fall eines Elternvereins bekannt, der zugun-
sten von mehr Politik-Unterricht Kultusmini-
ster bestürmt hätte. Hoffen die Mütter und 
Väter unserer derzeitigen Hauptschüler, daß 
der politische Schlendrian der letzten Jahr-
zehnte mit Gottes Hilfe weitergehen wird, bis 
sie ihre Rente oder Pension in Ruhe verzehrt 
haben und ihre letzte Ruhestätte politisch un-
geschoren fanden?
Doch nicht nur Eltern scheinen hinsichtlich 
unserer politischen Zukunft von beängstigen-
der Apathie beherrscht zu sein: Wo bleiben 
die Gewerkschaften, die Arbeitgeberverbän-
de, die Kammern, wo bleiben schließlich die 
politischen Parteien in den Landesparlamen-
ten, die letztlich zu entscheiden haben, was, 
d. h. auch, welche Fächer an unseren Schulen 
mehr oder weniger unterrichtet werden?
Nun könnte jemandem jetzt einfallen, was — 
abgesehen von einer Minderheit — vor zwei 
Jahrzehnten niemand laut ausgesprochen hät-
te: Wenn nur die „Besseren" (ton ariston) genü-
gend politisch gebildet werden und sind, läßt 
sich „formale Demokratie" aufrechterhalten. 
Zynisch wäre solche Denkungsart zwar, aber 
sie ist nicht von der Hand zu weisen: Hennis 
und Giesecke und manche andere haben sie 
jedenfalls angebahnt3).

3) Gemeint ist hier insbesondere jener Aufsatz von 
Wilhelm Hennis, in dem er vor Überspanntheiten 
der Theorie Politischer Bildung zu warnen meinte, 
in Wirklichkeit aber ziemlich unverblümt zugun-
sten von Elitenbildung hier und „Zuschauerdemo-
kratie" da plädierte (Das Modell des Bürgers, in: Ge-
sellschaft—Staat—Erziehung, 2. Jg. 1957, S. 330f.), 
und gemeint ist die Grundposition Hermann Gie-
seckes, die sich durch alle Auflagen seiner „Didaktik 



Wie also steht es in den Gymnasien und in den 
Realschulen in unserem Staat um das Unter-
richtsfach der Politischen Bildung? Das Ergeb-
nis kann vorweggenommen werden, der empi-
rische Erweis mag folgen: jedenfalls steht es 
um keinen Deut besser, eher schlechter, wenn 
man einmal vom Kurse-Wesen der gymnasia-
len und gesamtschulischen Sekundarstufe 2 
absieht. Wie es in concreto um Kursangebote 
steht, die Politisches thematisieren, bedürfte 
einer empirischen Erhebung; nicht minder in-
teressant dürfte sein zu wissen, ob und in wel-
chem Umfang und unter welchen Themen ein-
schlägige Kursangebote von den Gymnasia-
sten „angenommen“ wurden. Diesen „freien 
Markt" zu durchforsten, wäre eines kleinen 
Forschungsvorhabens würdig.
Im Blick auf die Sekundarstufe 1 der Realschu-
len und Gymnasien stellt sich, vergleichend 
zur Tabelle 1 kompiliert, die Situation in den 
einzelnen Bundesländern wie folgt dar:

Von „Politik-Unterricht" ist hier unbeschadet 
der unterschiedlichen Etikettierungen in die-
sem oder jenem Bundesland die Rede. Die 14 
Schülerwochenstunden in der Sekundarstufe 
der Berliner Gymnasien erklären sich aus der 
Zusammenfassung mit Geschichte. Vermut-
lich sind die Doppelzahlen wie „2/4", „2/6" so-
wie „1/3“ als „je nachdem“ zu interpretieren. Es 
sei schließlich ausdrücklich festgestellt, daß 
diese Übersicht Fehler enthalten kann, da das

der politischen Bildung" hindurchzieht; zwar erfährt 
auch Hennis ein bißchen Kritik, aber dann liest man 
doch in der ersten Auflage von Gieseckes „Didak-
tik ..„Hennis Vorschlag, den vernünftigen politi-
schen Reaktionen größeres Gewicht beizumessen, 
scheint mir daher ein sehr realistischer Vorschlag 
zu sein" (S. 63). Und man erfährt etwas vom Unter-
schied zwischen Elite und Plebs, wenn man den An-
regungen Gieseckes folgt, für letztere Sozialkunde, 
für erstere aber zusätzliche Arbeitsgemeinschaften 
einzurichten.

ihr zugrundeliegende Material die Situation 
des Unterrichtsfaches so unübersichtlich dar-
stellt, daß nur interpretativ Aussagen zu-
stande kommen können: Eine Mehrzahl von 
Verklammerungen, teilweise nur mit Ge-
schichte, teilweise mit Geschichte und Erd-
kunde auch aus solchen Bundesländern, die 
seit Jahren lautstark gegen „hessische“ Lö-
sungsversuche eines integrierten Faches „Ge-
sellschaftslehre" opponieren, läßt viel Spiel-
raum, um je nach Position und Situation nach-
weisen zu können, daß zu viel oder auch zu 
wenig Politik-Unterricht stattfindet.
Dies dürfte jedenfalls feststehen: Im Vergleich 
mit Erdkunde und Geschichte ist Politik-Un-
terricht in allen Bundesländern unterreprä-
sentiert. An einigen Beispielen kann dies ver-
deutlicht werden: ,

Ausgewählt wurde für diese Tabelle keines-
falls nach politischen Gesichtspunkten, son-
dern ausschließlich nach solchen der Über-
sichtlichkeit: In den hier vorgestellten Län-
dern weiß man wenigstens, woran man ist, wie 
unerfreulich auch immer das Resultat zugun-
sten Politischer Bildung in einem eigenständi-
gen Unterrichtsfach sein mag. Welche ratio-
nale Erklärung sich hinter Entscheidungen 
wie den folgenden verbirgt, wäre zweifellos in- 
terressant zu erfahren: In den Bremer Gymna-
sien meint man zwar, den Schülern der Sekun-
darstufe 1 vom 5. bis 10. Schuljahr 12 Schüler-
wochenstunden Erdkunde zumuten zu müs-
sen, aber mit vier Sozialkundestunden im 
Blick auf den Fortbestand unseres Staates als 
eines demokratischen Gemeinwesens aus-
kommen zu können; in Schleswig-Holstein 
stellt sich das Verhältnis noch unfaßlicher dar, 
nämlich 12 Erdkunde- zu 0 Sozialkunde-Schü-
lerwochenstunden.
Angesichts der hier skizzierten Lage der Poli-
tischen Bildung im öffentlichen Schulwesen
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der Länder unseres Staates mutet die Diskus-
sionsebene in zahlreichen Büchern und Auf-
sätzen geradezu makaber an: Wenn maximal 
eine Schülerwochenstunde pro Schuljahr in 
den Sekundarstufen 1, sei es in der Haupt-
schule, in der Realschule oder im Gymnasium, 
zur Verfügung steht, wirkt die Auseinander-
setzung um Fragen nach einem oder einer 
Mehrzahl oberster Lernziele ebenso absurd 
wie etwa jene um die wissenschaftstheoreti-
sche Durchdringung von Theorie-Konstrukten 
der Politischen Didaktik; liegen Empfehlun-
gen und Beschlüsse der „Ständigen Konferenz 
der Kultusminister" ebenso neben der Realität 
wie alle „modernen", d. h. nicht „gedruckten 
Lehrervortrag" demonstrierenden Schulbü-
cher; sind alle Verdächtigungen, daß die Schu-
le, daß „linke“ Lehrer — was auch immer das 
sein mag! — und „linke“ Schulbücher Kinder 
und Jugendliche Verderbern, lächerlich.

An die Stelle makabrer Hochgestochenheiten 
sollte aber keineswegs resignativer Pragmatis-
mus treten, wie ihn einige Politik-Didaktiker 
seit einigen Jahren verkünden, sondern eine 
realistische Argumentation, die Schule und 
Unterricht weder über- noch unterbewertet, 
die den Beitrag der Sozialkunde zur politi-
schen Sozialisation zukünftiger demokrati-
scher oder undemokratischer Bürger, mög-
lichst auf empirischer Grundlage, sichtbar 
macht und alle Mitverantwortlichen vor bün-
dige Entscheidungsalternativen stellt, Eltern 
wie Kultusminister, Parteien und Verbände. 
Seit Jürgen Habermas' „Student und Politik“ 
sind zahlreiche empirische Erhebungen 
durchgeführt worden, die an dieser Stelle 
nicht zu referieren sind. Eines ist ihnen ge-
meinsam: Ein Zusammenhang von „politi-
schem Verhalten" und quantitativem wie qua-
litativem „mehr oder weniger" an Politischer 
Bildung ist nachweisbar.

Wenn diese Verallgemeinerung auf Grund der 
Kenntnis zahlreicher empirisch angelegter 
«Effektivitätsuntersuchungen" des sozialkund- 
lichen Unterrichts aufrechterhalten werden 
kann, so dürften alle Theoretiker und Prakti-
ker der Politischen Didaktik unbeschadet ih-
rer posititionellen Unterschiede dafür eintre-
ten können, ihre Bereitschaft zur Mitverant-
wortung für die Zukunft des Gemeinwesens, 
dem sie als Angestellte und Beamte, als Lehrer 
und Forscher dienen, von einer angemessenen 
Berücksichtigung des Politik-Unterrichts in 
allen Ländern, in allen Schularten und -for- 
men, von der Grundschule bis zum Ende der 
Sekundarstufe 2, im Beruflichen Bildungswe-

sen wie in Gymnasien und Gesamtschulen ab-
hängig zu machen.
Politik-Didaktiker sind nicht die Prügelkna-
ben der Nation, denen man in einem Atemzug 
alles zumuten und alles unterstellen kann, und 
Politische Didaktik als Theorie und Praxis ist 
keine Feuerwehr, an die sich mit schöner 
Selbstverständlichkeit jedermann in unserer 
Gesellschaft wenden kann mit Auf- und An-
forderungen: sorgt gefälligst dafür, daß antise-
mitische Ausschreitungen, Schmierereien und 
dergleichen mehr nicht wieder vorkommen; 
haltet das Bewußtsein von der einen deut-
schen Nation in den Köpfen der nachwachsen-
den Generation wach; bugsiert in die Köpfe 
der Schüler europäisches Bewußtsein hinein; 
verhindert, daß anläßlich von öffentlichen 
Vereidigungen der Rekruten der Bundeswehr 
Krawalle stattfinden und so weiter. Selbst 
wenn man unreflektiert solche Zuschreibun-
gen als legitime Aufgaben des Politik-Unter-
richts hinnähme, bliebe die Frage offen: wann 
und wo soll dies in unseren Schulen gesche-
hen?
Die gemeinsame Argumentation aller Politik- 
Didaktiker sollte indes auf einer anderen 
Ebene angesiedelt werden; sie sei abschlie-
ßend skizziert und damit zur Diskussion ge-
stellt:
„Demokratie“ ist hierzulande eine nach wie vor 
junge, zarte, alltäglich gefährdete „Pflanze". 
Demokratisches Bewußtsein und demokrati-
sches Verhalten ist hierzulande eine Sache 
mehrerer Generationen, da nur allmählich die 
verinnerlichten Normen und Verhaltenswei-
sen, die — harmlos gesagt — wenig mit demo-
kratieadäquatem Sichdarleben gemein haben, 
die aber auch ein Bestandteil des historisch 
Vermittelten im Kontext deutscher Sonderge-
schichte sind, zurücktreten zugunsten ange-
messener Normen und Verhaltensweisen. 
Ohne demokratische Politische Bildung wird 
dieser Prozeß nicht nur ungebührlich ver-
schleppt, er ist alltäglich bedroht: Das Auf-
kommen einer politischen Rechten extremi-
stischen Zuschnitts im Zusammenhang mit 
der Rezession der sechziger Jahre, das Aus-
flippen linker Bekenntnishaftigkeit in Grup-
pen und Grüppchen mit totalitärer Ideologie 
und Bereitschaft zur Gewaltanwendung in den 
siebziger Jahren, das Anwachsen neonazisti-
scher Klüngel in unseren Tagen sollte nach-
denklich machen: Nicht zu viel, nicht politisch 
einseitige Politische Bildung, sondern aratio- 
nales und irrationales Unbehagen an gesell-
schaftlich-politischer Wirklichkeit sind dafür 
verantwortlich zu machen. Aus A- und Irratio-



nalität kann aber nur intentionale politische 
Sozialisation herausführen, in deren Mittel-
punkt das Lernen von rationalen Problemlö-
sungen steht Das will und muß vielfach geübt, 
geprobt, bewährt werden. Deshalb bedarf Poli-
tik-Unterricht nicht nur einer auf der Höhe 
unserer Tage stehenden „Didaktik und Metho-
dik", bedarf er nicht nur sachkompetenter, das 
heißt sozialwissenschaftlich gründlich vorge-
bildeter und zu permanenter Weiterbildung 
stimulierter Lehrer, sondern auch und vor al-
lem in erster Linie: Politische Bildung braucht 
Zeit, Zeit und nochmals Zeit. Wer ihr diese 
verweigert, möge nicht über „die heutige Ju-
gend“ schimpfen.
Auf der Grundlage solcher Überlegungen und 
Analysen, wie sie hier vorgetragen wurden, 
haben der Bundesvorstand der Deutschen 
Vereinigung für Politische Bildung und der 
Bundesvorstand der Deutschen Vereinigung 
für Politische Wissenschaft gemeinsam im 
Frühjahr 1980 der Kultusminister-Konferenz 
ein Memorandum über die Situation des Un-
terrichtsfaches „Politische Bildung" vorgelegt. 
In diesem Memorandum wird u. a. auf die Ge-
fahren eines Abdrängens dieses Faches an den 
Randbereich schulischer Leistungen und der 
damit verbundenen Konsequenzen für die de-
mokratische Entwicklung unserer Gesell-
schaft aufmerksam gemacht:

„— Die Be- und Verarbeitung primärer Sozial-
erfahrungen durch Kinder in den gesellschaft-
lichen Verhältnissen unserer Zeit bedarf der 
systematischen und organisierten Lernhilfe; 
diese schulische Aufgabe muß bereits in der 
Primarstufe einsetzen, bedarf der Kontinuität, 
die nur durch durchgängigen ,sozialkundli- 
dien' Unterricht gewährleistet werden kann, 
und sie muß insbesondere im 5./6. Schuljahr 
intensiv verfolgt werden, nicht zuletzt unter 
dem Aspekt der Hilfe bei der Entwicklung von 
Wertebewußtsein. Primäre Sozialerfahrungen 
und ihre Verarbeitung im Sinne des Aufbaus 
kognitiver Strukturen darf nicht dem Zufall 
überlassen bleiben oder rhapsodisch oder nur 
stakkatohaft erfolgen.
— Nicht nur, aber auch in Ansehung der Tat-
sache, daß wir, im televisiven Zeitalter lebend, 
alltäglich vermittelt mit Politischem konfron-
tiert werden und auch Kinder sich diesem me-
dialen Bombardement nicht entziehen kön-
nen, ist vom frühestmöglichen Zeitpunkt In- 
formations- und Interpretationshilfe zur Be-
wältigung dieser Konfrontation geboten.

— Es dürfte unter allen Politikern der Bundes-
republik Deutschland Einigkeit darüber er-

zielbar sein, daß Individuen, Gesellschaft und 
Staat im weltweiten Zusammenhang vor Pro-
blemen stehen, die mit den politischen Aufga-
ben der letzten Jahrzehnte kaum mehr ver-
gleichbar sind und deren Bewältigung u. a. ein 
gewandeltes, gar ein neues gesellschaftspoliti-
sches Bewußtsein der Bürger verlangen. Mini-
malistische Politische Bildung ist außerstande, 
zu dieser Bewußtseinsbildung wie auch zu ihr 
entsprechenden wertorientierten Verhaltens-
weisen einen Beitrag zu leisten, ohne den der 
Bestand von Demokratie in der Bundesrepu-
blik gefährdet ist.
— Die Randstellung und mangelnde Kontinui-
tät der Politischen Bildung wirken sich auch 
auf die Bewertung dieses Faches und der Poli-
tik überhaupt bei den Heranwachsenden 
aus ..
Trotz des geringen Stellenwertes Politischer 
Bildung in der Schule wird deren Wirkung von 
Politikern und Öffentlichkeit z. T. überschätzt. 
Während früher Hakenkreuzschmierereien 
und das Aufkommen der NPD mit der Forde-
rung nach mehr Politischer Bildung beantwor-
tet wurden, wird heute die oft nur partiell oder 
überhaupt nicht stattfindende Politische Bil-
dung für Radikalisierungstendenzen bei Schü-
lern und Jugendlichen verantwortlich ge-
macht. Dazu kommt, daß der Politischen Bil-
dung immer neue Aufgaben zugewiesen wer-
den, ohne daß deren Anteil in den Stundenta-
feln erweitert wird. Man kann sich des Ein-
drucks nicht erwehren, daß Politische Bildung 
für manche Politiker eine Alibifunktion oder 
die Rolle eines „Schwarzen Peters" einnimmt. 
Fehlentwicklungen und Defizite im demokra-
tischen Bewußtsein können nicht auf zu viel, 
sondern eher auf zu wenig an Bemühen um 
Politische Bildung zurückgeführt werden.
Der zuerst von C. P. Snow 1959 geäußerten 
Kritik am Bildungsbewußtsein ist nicht nur’ 
auch heute noch zuzustimmen; der beklagten 
Kluft zwischen literarischer und naturwissen-
schaftlicher Intelligenz ist ergänzend hinzuzu-
fügen, daß jene „Dritte Kultur" nur mangelhaft 
ausgeprägt ist, die ihre Wurzeln vor allem in 
den Sozialwissenschaften hat. Wie die Natur-
wissenschaften im 19. Jahrhundert um ihre 
Anerkennung als Bildungsgüter ringen muß-
ten, so ringen derzeit die Sozialwissenschaften 
um pädagogisch-didaktische Anerkennung. 
Während aber die Massenmedien ihre „Ergeb-
nisse" und Methoden alltäglich benutzen, po-
pularisieren und verbreiten, verhält sich das 
Bildungssystem eher abwartend gegenüber 
der historischen Notwendigkeit einer sozial-
wissenschaftlichen Grundbildung.



Georg Brunner: Die ungarische Revolution — 25 Jahre danach
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44/81, S. 3—10

Am 23. Oktober 1956 brach in Budapest als Höhepunkt der Entstalinisierungskrise des So- 
wjetblocks die ungarische Revolution aus, die am 4. November von sowjetischen Truppen 
blutig niedergeschlagen wurde. Nach einem Überblick über die historischen Ereignisse, ih-
ren politischen Hintergrund und die internationalen Zusammenhänge wird das „Programm“ 
der Revolution analysiert. Von einem in sich geschlossenen „Programm" konnte zwar keine 
Rede sein, aber aus einer Zusammenschau der Begleitumstände und der zahlreichen Ein-
zelforderungen ergibt sich, daß der Volksaufstand antisowjetischer und antikommunisti-
scher Natur war und die nationale Unabhängigkeit, Freiheit und Demokratie im klassisch-
abendländischen Sinne erstrebte. Mit den revolutionären Forderungen wird dann das „K- 
där-Modell" der Gegenwart konfrontiert, das sich durch eine vergleichsweise liberale und 
erfolgreiche Innenpolitik der begrenzten politischen und weitgehenden Wirtschaftsrefor-
men auszeichnet, gegenüber Moskau aber durch das unanfechtbare Führungsmonopol der 
Partei und die Befblgung der außenpolitischen Generallinie der Sowjetunion abgesichert 
wird.
Die Forderungen der Revolution von 1956 sind in wesentlichen Punkten zwar nicht erfüllt 
worden, aber Ungarn genießt heute eine nicht unbeträchtliche innere Autonomie, gewisse 
Freiheiten und einen bescheidenen Wohlstand. Obwohl die Bevölkerung das in den 25 Jah-
ren Erreichte zu schätzen weiß und die politischen Führer nicht mit inneren Gefährdungen 
des Systems zu rechnen brauchen, ist die von einer apolitischen Konsummentalität ge-
prägte Grundstimmung im Lande ambivalent. ■

Gabriele Müller-List: Eine neue Moral für Deutschland? Die Bewegung für 
Moralische Aufrüstung und ihre Bedeutung beim Wiederaufbau 1947—1952
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44/81, S. 11—23

In den ersten Nachkriegsjahren hatte die von dem Amerikaner Frank Buchman 1938 ge-
gründete Bewegung lür Moralische Aufrüstung in Deutschland größte Popularität. Haupt-
ziele der Bewegung waren nach 1945: Verkündung einer christlich fundierten Ideologie an-
gesichts der allgemeinen Desillusionierung, Abbau der Klassenunterschiede, Versöhnung 
der Kriegsgegner und Schaffung einer westeuropäischen Zusammenarbeit mit einem inte-
grierten Deutschland. Bei den jährlich stattfindenden Weltkonferenzen in Caux, bei Thea-
teraufführungen, auf Kundgebungen und in Schulungen durch die Mitarbeiter Buchmans 
suchte man die Ideen der Moralischen Aufrüstung zu verbreiten. Dabei bemühte man sich 
besonders um die Gewinnung von einflußreichen Persönlichkeiten aus Politik und Wirt-
schaft.
Der Erfolg der Bewegung läßt sich allerdings schwerlich anhand konkreter Sachverhalte 
nachweisen. Um so deutlicher ist hingegen die Mitwirkung der'Moralischen Aufrüstung 
bei der Schaffung einer Atmosphäre der Verständnis- und Gesprächsbereitschaft, gerichtet 
auf Interessenausgleich und politischen wie sozialen Frieden. Ihr größtes Verdienst für 
Deutschland besteht darin, nach dem Zusammenbruch 1945, in einer Zeit größter wirt-
schaftlicher Not und allgemeiner Unsicherheit, Hilfe geboten zu haben bei der Suche nach 
einer neuen Identität zunächst auf persönlicher, aber auch auf politischer und wirtschaftli-
cher Ebene. Als erstes nach dem Kriege haben Frank Buchman und seine Mitarbeiter die 
Deutschen als gleichberechtigte Gesprächspartner anerkannt und mit ihnen nach neuen 
Wegen gesucht heraus aus dem Chaos dieser Zeit Ohne die Gegensätze zwischen Kapital 
und Arbeit auflösen zu können, hat die Bewegung dennoch durch ihren intensiven Einsatz 
gerade im Bereich der Wirtschaft entscheidend zum Abbau von Vorurteilen und zum Aus-
gleich der sozialen Gegensätze beigetragen.
Mit zunehmender politischer und wirtschaftlicher Stabilisierung verringerten sich die Ak-
tivitäten der Moralischen Aufrüstung in Deutschland, die dann auch bei der Bevölkerung 
bald an Popularität verlor. Ihren Zielen entsprechend wandte sich die Bewegung nun ver-
stärkt neuen Aufgabengebieten zu, vor allem in Afrika, Südamerika und Asien.



Kurt Gerhard Fischer: „Viel Lärm um nichts" — oder: Wie ist es um die Politi-
sche Bildung bestellt?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 44/81, S. 25—30

Verfolgt man in den letzten Jahren das publizistische Geschehen um die Politische Bildung 
in der Bundesrepublik Deutschland, so gewinnt man den Eindruck von hohen Ansprüchen, 
von schulpolitisch Gewichtigem. Angesichts dieses Eindrucks und der vehement verfochte-
nen Streitigkeiten darf die Frage erlaubt sein, welche Realität im Schulalltag alledem korre-
spondiert?
Ein Überblick über die Stundenzahl für das Fach Politische Bildung in den einzelnen Bun-
desländern zeigt schon allein die große Diskrepanz zwischen der theoretischen wie politi-
schen Diskussion dieses Faches und dem tatsächlichen Angebot von Politischer Bildung in 
den Schulen. Als Reaktion auf diese im Grunde makabre Situation sollte aber weder Zynis-
mus noch resignativer Pragmatismus treten, sondern eine realistische Argumentation, die 
Schule und Unterricht weder über- noch unterbewertet. Sie sollte nüchtern den Beitrag von 
Politischer Bildung und Sozialkunde für die Sozialisation zukünftiger demokratischer (oder 
undemokratischer) Bürger möglichst auf empirischer Basis sichtbar machen und alle Mit-
verantwortlichen vor bündige Entscheidungsalternativen stellen — Eltern wie Kultusmini-
ster, Parteien und Verbände.
Politik-Didaktiker sind nicht die Prügelknaben der Nation, denen man alles zumuten und 
alles unterstellen kann; Politische Didaktik als Theorie und Praxis ist keine Feuerwehr, an 
die jedermann seine Auf- und Anforderungen stellen darf, wenn es zu größeren Konflikten 
kommt. Aber selbst wenn man unreflektiert solche Ad-hoc-Einsätze als legitime Aufgabe 
für den Politik-Unterricht forderte oder hinnähme, bliebe noch die Frage offen: wann und 
wo soll dies in den Schulen geschehen? „Demokratie" ist hierzulande immer noch eine zarte, 
alltäglich gefährdete „Pflanze". Demokratisches Bewußtsein und demokratisches Verhalten 
— und damit die Politische Bildung — benötigen Zeit und nochmals Zeit. Wer diese verwei-
gert, möge nicht über „die heutige Jugend" schimpfen.
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